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Das von Rußland angenommene deutſche Ultimatum.
Unterſtaatsſekretär von dem Busſche-Hadden-

hauſen gab in der Dienstags-Sitzun ifolgende Erklärung ab: 5 ung de Reichstases
Von verſchiedenen Seiten iſt der Wunſch geäußert worden,

das nltimatum kennen zu lernen, das von den ruſſiſchen Dele-
gierten angenommen worden iſt. Jch erlaube mir, dieſes Nltimatum
bekanntzugeben. Es lautet:

Deutſchland iſt bereit, unter folgenden Bedingungen mit Ruß-
land die Verhandlungen wieder aufzunehmen und Fr.eden zu
ſchließen:

1. Das Deutſche Reich und Rußland erklären die Beendi-
gung des Kriegszuſtandes. Veide Nationen ſind ent
ſchloſſen, fortan in Frieden und Freundſchaft zu
ſammen zu leben.

2. Die Gebiete, die weſtlich der den ruſſiſchen Vertretern
in BreſtLitowſk mitgeteilten Linie liegen und zum Ruſſiſchen
Reich gehört haben, werden der territorialen Hoheit
Rußlands nicht mehr unterſtehen. Die Linie iſt in
Gegend Dünaburgs bis zur Oſtgrenze Kurlands zu
verlegen. Aus der ehemaligen Zugehörigkeit dieſer Gebiete zum
Ruſfſ ſchen Reiche werden ihnen keinerlei Verpflichtungen gegen
über Rußland erwachſen. Rußland verzichtet auf jede Einmiſchung
in die inneren Verhältniſſe der Gebiete. Deutſchland und Oeſter
reich Ungarn beabſichtigen, das künftige Schickſal der Gebiete im
Einverſtändnis mit deren Bevölkerung zu beſtimme;z.. Deutſchland
iſt bereit, ſobald der allgemeine Friede geſchloſſen und die ruſſiſche
Dembbiliſation vollkommen durchgeführt iſt, das öſt l ich der oben
genannten Linie gelegene Gebiet zu räumen, ſoweit ſich nicht
aus Art. 3 etwas anderes ergibt.

3. Livland und Eſtland werden von den ruſſiſchen
Truppen und der Roten Garde unverzüglich ge
müumt und von deutſcher Polizeimacht befetzt, bis

Ein Hilferuf an die
Jnternationale.

eJn der Pariler Humanite vom 17. Februar iſt
nachſtehendes Schreiben des ruſſiſchen Sozialiſten Arelrod
an den Sekretär der Jnternationale, Huy s man, erſchienen:

Jn dieſer ſchrecklichen und gefahrvollen Stunde wenden wir uns
an die Sektionen der Jnternationale. Wie in den ſchlimmſten
Zeiten des Zarismus ſind wir der Möglichkeit beraubt, mit den
ſozialiſtiſchen Parteien Weſteuropas in Verbindung zu treten. Die
Grenze iſt geſchloſſen. Die Arbeiter aller Länder ſind über die
Vorgänge in Rußland entweder gar nicht oder nur auf tendenziöſe
und falſche Weiſe informiert. Jm Jntereſſe der ruſſiſchen und
internationalen Arbeiterbewegung iſt es nötig, in die Mauer
des Schweigens, die durch die Bolſchewiki auf-
gerichtet wurde, Breſche zu legen. Es muß Licht verbreitet
werden über den unerhörten Terror, der in Rußland im
Namen des Sozialismus wütet und deſſen reine Fahne befleckt.

Ohne Wiſſen der übrigen ſozialiſtiſchen Parteien und demo-
kratiſchen Organiſationen hat ſich eine militäriſche Ver-
ſchwörung am 285. Oktober (7. November) der Staats
gewalt bemächtigt. Die Arbeitermaſſen haben keinen direkten An
teil an der Revolte genommen, aber ſie ſympathiſieren mit ihr in
paſſender Weiſe, weil ſie den dem iſchen Verſprechungen
über Frieden und die ſoziale Revolution Glauben ſchenkten. Der
proviſoriſche Rat der Republik, der zu drei Vierteln aus Sozialiſten
und Demokraten beſtand, wurde mit Hilfe von Bajonetkten verzagt.
Die proviſoriſche Regierung, die zur Hälfte aus Sozialiſten be
ſtand, wurde in die Peter-Pauls Feſtung geworfen. Der Winter-
palaſt, der Sitz der Regierung, wurde der Plünderung preisgegeben,
und mehrere ſeiner Verteidiger wurden gelyncht. Die gewaltſame
Machtergreifung der Bolſchewiki fand ſtatt am Vorabend der Er-
öffrung des zweiten Kongreſſes der Arbeiter und Soldaienräte.
Sämtliche ſozialiſtiſchen Fraktionen haben eine nach der anderen
gegen die Verſchwörung Einſpruch erhoken und haben dann den
Kongreß verlaſſen. Der Verſuch Kerenſkis, militäriſchen Wider
ſtand zu organiſieren, ſchlug fehl. Jn Moskau verloren 700 Per
ſonen ihr Leben in dieſen Kämpfen. Der Kreml wurde von der
Artillerie bombardiert.

Die Bolſchewiki, die drei Wochen vor den Wahlen zur ver
faſſunggebenden Verſammlung ſich der Staatsgewalt bemachtigten,
ſchufen einen Rat der Beauftragten des Volke s. Dieſe
ſind formell verantwortlich vor einem ausführenden Zentralaus-
ſchuß, der durch den zweiten Kongreß der Sowjets gewählt wurde,
nachdem die übrigen Parteien auseinandergegangen waren. Jn
Wirklichkeit iſt der Rat der Volksbeauftragten nichts anderes als
eine Deckung, hinter der die Diktatur Lenin-Trotzki ſich
verſteckt und die ſich auf die Bajonette der Soldaten ſtützt und von
e eften Geſtalten, Abenteurern oder gar Verbrechern um
geben iſt.

Dieſe Diktatur hält nur durch rückſichtsloſen. Terror. Der
Rat der Volksveauftragten war noch nicht imſtande, die
Reichsver waltung ſeinem Willen zu unter-
werfen. Die Beamten und Angeſtellten des Staates lehnen es ab,
unter Leitung von Uſurpatoren zu arbeiten. Ganze Diſtrikte
lehnen es ab, die neue Macht anzuerkennen, und ſie verſuchen,
Bezirksverwaltungen zu organiſieren. Die demokratiſchen Organe
der Städte und Semſtwos, die durch das allgemeine, gleiche, un
mittelbare, geheime und proportionale Wahlrecht gewählt wurden,
wollen die neue Regierung nicht anerkennen und wollen mit ihr
nichts zu tun haben. Von allen ſozialiſtiſchen Parteien iſt es nur

ie aus ihrer Partei h ſozial-revolutionäre Linke, die mit den Bolſchewiki zuſammen
geht und ſich an der „Regierung“ beteiligt. Alle übrigen demokra
liſchen Organiſationen gruppieren ſich um den Ausſchuß zur Rettung

die Landese.nrichtungen die Sicherheit gewährleiſten und die ſtaat
liche Ordnung wiederhergeſtellt iſt. Alle aus politiſchen Gründen
verhafteten Landesbewohner ſind ſofort freizulaſſen.

4. Rußland ſchließt ſofort Frieden mit der
ukrainiſchen Volksrepublik. Die Ukraine und Finn-
land werden ohne jeden Verzug von den ruſſ. ſchen Truppen und der
Noten Garde geräumt.

5. Rußland wird alles in ſeinen Kräften ſtehende tun, um
alsbald die ordnungsmäßige Rückgabe der oſtanatoliſchen
Provinzen an die Türkei ſicherzuſtellen, und erkennt die
Abſchaffung der türkiſchen Kapitulationen an.

6a. Die völlige Demobiliſierung des ruſſiſchen
Heeres iſt einſchließlich der von der jetzigen Regierung neu-
gebildeten Heeresteile unver züglich durchzuführen.

6b. Die ruſſiſchen Kriegsſchiffe im Schwarzen
Meere, in der Oſtſee und im Eismeer ſind entweder in ruſſiſche
Häfen zu überführen und dort bis zum allgemeinen Friedens-
ſchluß zu belaſſen, oder ſofort zu desarmieren. Kriegsſchiffe der
Entente im ruſſiſchen Machtbereich ſind wie ruſſiſche
Kriegsſchiffe zu behandeln.

6c. Die Handelsſchiffahrt im Schwarzen Meer und
in der Oſtſee wird wieder aufgenommen, wie es im Waffenſtill-
ſtandsvertrage vorgeſehen war. Das Minenräumen dafür hat ſo
fort zu b nen. Das Sperrgebiet im Elsmeer bleibt bis
zum allgemeinen Friedensſchluß beſtehen.

7. Der deutſch- ruſſiſche Handelsvertrag von 1904 tritt, wie in
Artikel 7, 2a des Friedens mit der Ukraine wieder in Kraft, unter
Wegfall der in Art kel 2 Ziffer 3 Abſatz 3 des Handelsvertrages
vorgeſehenen beſonderen Vergünſtigungen für aſiatiſche Länder.
Ferner wird der ganze erſte Teil des Schlußprotokolls wiederher-

geſtellt. aDazu kommen: Sicherung der Ausfuhrfreiheit und Ausfuhr-

des Vaterlandes und der Revolution und um die demokratiſchen
Organiſationen der Städte und der Semſtows.

Verlaſſen von der Demokratie, verſchärften die
Bolſchewiki ihr terroriſtiſches Syſtem. Sie unterdrückten die bürger-
liche Preſſe und ſogar die ſozialiſtiſche Preſſe, ſoweit ſie ihnen nicht
gehört. Lenin veröffentlichte ein Dekret für die Preſſe, wie es ſogar
der Zarismus nie gewagt haben würde. Die Diktatur der
Bolſchewiki bahnt nur der Gegenrevolution den
We g. Der rote Terror iſt nur der Vorläufer des weißen Terrors.
Die Angriffe auf die bürgerlichen Freiheiten, auf die politiſchen
Rechte und überhaupt auf das allgemeine Wahlrecht erleichtern der
Gegenrevolution jede Maßnahme gegen die Demokratie und geben
ihr die Möglichkeit, ſpäter auch den Arbeitern und Bauern die
politiſchen Rechte zu nehmen. Die „ſozialiſtiſchen“ Expe-
rimente auf dem Gebiete der Jnduſtrie werden zu einem Ver
bot der Gewerkſchaftsbewegung und zur Unter
drückung der Arbeiterſchutzgeſetzgebung führen.
Schließlich: die Abweſenheit einer wirklichen Staatsgewalt führt
unentrinnkar zu einem Zerfall des Landes in einzelne
und einander feindlich gegenüberſtehende Pro
vinzen.n dieſem kritiſchen Augenblick rechnen wir auf den mora-

liſchen Beiſtand der ganzen Jnternationale. Das
Schickſal der ruſſiſchen Revolution iſt aufs engſte mit dem der
Internationale verknüpft.

Daß dieſes Unglück über Rußland hereingebrochen iſt,
daran haben die Sozialiſten der Weſtmächte die
Hauptſchuld. An ihnen lag es, daß die Stockholmer Kon-
ferenz nicht zuſtande kam, auf der ſich die Sozialiſten aller
Länder wieder zuſammenfinden und von dem Wuſt der
Kriegslügen befreien konnten. Aus purem Deut
ſchenhaß haben ſie ſich geweigert, an dieſer Zuſammenkunft
teilzunehmen, oder ſie haben nicht die Energie aufge
bracht, ſich das Recht zur Teilnahme von ihren Regierungen
zuer kämpfen. Wie ſoll nun von dieſen Sozialiſten
der Weſtmächte dem ruſſiſchen Volke Hilfe gegen die
Bolſchewiki kommen, nach deren Anſicht bekanntlich die Sozia-
liſten der Mittelmächte das Bürgerrecht in der Jnternationale
verloren haben?

Die Lebenshaltung der Bevölke
rung im Kriege.

Der Krieg hat in die Lebenshaltung der Bevölkerung hart
eingegriffen und es iſt, wie bekannt, eine der ſtärkſten Hoff-
nungen unſerer Gegner, daß in Deutſchland der wirtſchaftliche
Zuſammenbruch durch die Abſperrung der Einfuhr von
Lebensmitteln eintreten muß. Allerdings hat man ange-
nommen, daß wir längſt an dieſe Grenze des Erträglichen
angekommen ſeien, aber anſcheinend ſind die Hoffnungen
gegenwärtig weniger rege, als zu Beginn des Krieges. Die
Bevölkerung hat mehr ertragen und entbehrt als wir viel
leicht ſelbſt für möglich hielten und Zierbei hat uns nicht nur
der Mangel an Nahrungsmitteln ſchwer belaſtet, ſondern auch
die fortgefetzte Preisſteigerung, die den irmeren Volksſchich-
ten das Durchkommen im Haushalt bis an die Grenze des
Möglichen ſteigerte.

Wie in dieſen Kriegsjahren die Lebenshaltung der Be
völkerung ſich geſtaltet hat, wird nicht nur gegenwärtig, ſon
dern auch künftig für den Kulturhiſtoriker von großer Be-
deutung ſein. Der Kriegsausſchuß für Konſumen-
tenintereſſen hat in einer verdienſtvollen Arbeit ſich die

sollfreiheit für Erze, alsbaldige Verhandlung über Abſchluß eines
neuen Handelsvertrages, Sicherung der Meiſtbegünſtigung b.s min-
deſtens Ende 1925, auch für den Fall der Kündigung des Prvovi-
ſoriums, endlich Beſtimmungen entſprechend Artikel 7 Ziffer 3,
Ziffer 4a, Abſatz 1 und Ziffer 5 des Friedens mit der Ukraine.

8. D.e rechts politiſchen Angelegenheiten werden geregelt auf
Grundlage der Beſchlüſſe erſter Leſung der deutſchruſſiſchen Rechts
kommiſfſion, ſoweit Beſchlüſſe noch nicht gefaßt ſind, alſo insbe
ſondere Erſatz von Zivilſchäden auf Grundlage der deutſchen Vor
ſchläge, Erſatz von Aufwendungen für Kriegsgefangene auf Grund
des ruſſiſchen Vorſchlages. Rußland wird deutſche Kommiſſionen
zum Schutze deutſcher kriegsgefangener Ziv.lperſonen und Rüdk-
wanderer zulaſſen und nach Kräften unterſtützen.

9. Rußland verpflichtet ſich, jegliche amtliche oder amt-
lich unterſtützte Agitation oder Propaganda gegen die vier ver-
bündeten Regierungen und ihre Staats und Heereseinrichtungen
auch in den von den Zentralmächten beſetzten Geb.eten einzuſtellen

10. Vorſtehende Bedingungen ſind in 48 Stunden anzu
nehmen. Ruſſiſche Bevollmächtigte haben ſich unverzüglich nach
Breſt-Litowſk zu begeben und dort binnen drei Tagen den
Frieden zu unterzeichnen, der innerhalb der nächſten
zwei Wochen ratifiz ert werden muß. (Lebhafter Beifall bei den
bürgerlichen Parteien, Ziſchen bei den Unabhängigen Sozialdemv-
kraten.)

Die ruſſiſche Delegation, zu der auch Herr Trotzki und Herr
Joffe gehören ſollen, iſt bereits von Petersburg abgere.ſt. Sie
hatten aber einen unfreiwilligen Aufenthalt nördlich von Pſkow
(Pleskau) dadurch erlitten, daß dort eine Brücke geſprengt worden
war. Sie werden aber im Laufe dieſer Nacht in Breſt eintreffen.
Jn Breſt iſt die deutſche und öſterreichiſche Delegation bereits
verſammelt. Die Türken und Bulgaren werden im Laufe
des heutigen Tages dort erwartet.

Aufgabe geſtellt, zu ermitteln, wie ſich im Haushalt der
Familie Einkommen und Verbrauch in dieſer Kriegszeit zu-
einander geſtellt haben. Er hat im Jahre 1916 zwei Er-
hebungen veranſtaltet, die über dieſe Fragen eingehend Aus
kunft geben und im April 1917 die Umfrage wiederholt. Das
Ergebnis dieſer Erhebung liegt jetzt in einer Bearbeitung des
Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amts in einem Sonderheft zum
Reichsarbeitsblatt vor. Leider können wir aus der ſehr ein-
gehenden und wichtigen Bearbeitung nicht alle Einzelheiten
wiedergeben, wir müſſen uns auf einige wichtige Ergebniſſe
beſchränken. Die Umfrage gibt über 342 Haushaltungen Aus-
kunft. Sie erſtreckt ſich auf 27 Großſtädte, 26 Mittelſtädte und
23 Klein und Landſtädte. Nach der Berufsgliederung umfaßt
die Ermittlung 9 Familien höherer Beamten, 81 mittlerer
Beamten, 31 Unterbeamten, 81 Angeſtellte, 100 Arbeiter,
11 Kriegerfrauen, 29 Angehörige freier Berufe. Wenn dieſe
Enquete uns nur über einen verhältnismäßig kleinen Kreis
von Perſonen Auskunft gibt, ſo kann uns dennoch das ge
wonnene Material einen guten Einblick in die Lebenshaltung
dieſer Berufsſchichten geben. Die Ermittlung iſt ſo vorge-
nommen, daß in dem auszufüllenden Fragebogen Einnahmen
und. Ausgaben für den Monat April 1917 genau vermerkt ſind
und auch, was den Verbrauch anbetrifft, der Verwendungs-
zweck nach einheitlichem Schema erfaßt wurde. Was zunächſt
das monatliche Einkommen anbetrifft, ſo ergibt ſich nach Be
rufsarten gegliedert ein durchſchnittliches Einkommen für die
Familie der höheren Beamten von 662.24 M., der mittleren
Beamten 327.60 M., der Unterbeamten 228.66 M., der Ange
ſtellten 283.79 M., Arbeiter 237.36 M., Kriegerfrauen 153.08
Mark, der freien Berufe 450.50 M. Nach Einkommenſtufen
gegliedert hatten 5 Familien ein Einkommen unter 100 M.,
85 Familien 100--200 M., 120 Familien 200--300 M., 87
Familien 300--400 M., 29 Familien 400--500 M. und 16
Familien über 500 M. Jn 40 Fällen ſteuerte die Ehefrau zu
dem Einkommen der Familie bei, in 77 Fällen waren es er-
wachſene Kinder, die die Einnahmen der Familien erhöhten.
Jn 34 Fällen war die Frau Haushaltungsvorſtand.

Für dieſe in der Berufsſtellung und dem Einkommen ſich
ſo verſchieden geſtalteten Familien ergab ſich bei der Auf-

ſtellung ihrer Ausgaben nicht ſelten ein Fehlbetrag, der wohl
in den ſpäteren Monaten gedeckt werden mußte, da-es ſich
hier um eine monatliche Ausgabe handelt, oder für den Spar-
groſchen herangezogen werden mußte. Nicht ſelten iſt aber auch
eine Verſchuldung der Familie zu verzeichnen.

Nimmt man die 6 Einkommenſtufen und unterfucht, wie
ſich die Ausgaben verteilen, ſo ergibt ſich auf den Kopf der
erfaßten Perſonen folgende Gegenüberſtellung:
Durchſchnittliche Ausgabe pro Kopf der Familie im Monat

Einkommen von Mark
100 200 300 400

unter bis bis bis bis über l100 200 300 400 500 500 e
M. M. M. M. M. v. H.Nahrungs- und

Genußmittel 30.05 34.40 38.33 37.48 41 69 55.71 38.57 51.03
Miete 5.58 7.23 7.85 8.12 10.20 14.64 8.51 11.26
Kleidung,

Wäſche 6.31 7.03 8.97 8.94 10.67 18.85 9.45 12.50
Heizung, Be

leuchtung 5.42 3.69 4.09 3.78 4.,36 6.68 4.11 5.44
Sonſtiges. 7.90 8.97 11.79 165.46 20.79 39.93 14.94 19.77



Unter „Sonſtiges“ ſind die Ausgaben für Zeitung, Ver
einsbeiträge, Verſicherung, Geſchente, Vergnügungen zu
ſammengefaßt.

Die Berechnung pro Kopf hat zur Unterlage, daß zwei
Kinder unter 11 Jahre als eine Perſon gerechnet ſind, Säug-
linge vollſtändig ausgeſchaltet, die übrigen Perſonen voll in

nſatz gebracht wurden. Die Verſchiebungen nach den höhereninkommenſtufen zu werden nicht leeren Die Ausgaben

r Nahrungsmittel zeigen eine ſehr erhebliche Differenz,
wenn wir in der unterſten Einkommenſtufe berückſichtigen eine
Ausgabe von 30.05 M. gegenüber 55.71 M. in der höchſten
Stufe. Dabei iſt von der Geſamtausgabe in der niederſten
Einkommenſtufe 54,38 Proz. für Nahrungs- und Genußmittel
aufgewendet, während in der höchſten Einkommenſtufe der
Prozentſatz auf 41,02 ſinkt. Berückſichtigt man die Einteilung
nach der Größe der Städte, ſo ergibt ſich für Groſtädte eine
Ausgabe pro Kopf für Nahrungsmittel von 40.22 M., für
Mittelſtädte 38.89 M. und für K'einſtädte 34.60 M. Während
in der Kleinſtadt die geringſte Ausgabe im Durchſchnitt ge
ſeiſtet wird, iſt der prozentugl'e Anteil an den Geſamtaus-
gaben in der Kleinſtadt mit 54.98 Proz. für Nahrungsmittel
der größte, er ſinkt bei den Mittelſtädten auf 50,58 Proz. und
erreicht bei den Großſtädten 50,03 Proz. Die Vorſchiebung
zugunſten der Kleinſtadt tritt dann wieder ein bei Miete und
Steuern und einigen anderen Ausgaben, wo die Differenz
kleiner iſt.

Jntereſſant iſt, welche Differenzen im Verbrauch der
Mengen ſich ergeben. Der Verbrauch von Brot iſt in der im
Einkommen am ſchlechteſten geſtellten Familie pro Kopf
7302 Gramm und ſteigt bis auf 8745 Gramm in Teigwaren,
Graupen, Fett und Margarine, Wurſt und Fleiſchwaren ein.
Es kommt hier die Zulage für Schwerarbeiter in die Er-
ſcheinung. Dagegen ſteigert ſich der Verbrauch von den noch
im Verkehr freien Waren wie Fiſchkonſerven von 100 auf
777 Gramm, Marmelade 70 quf 842 Gramm, ganz mit dem

nehmenden Einkommen. Ein Beweis, daß die ärmeren
olksſchichten ganz oder zum Teil vom Bezug ausgeſchloſſen

werden.
Was den Vergleich dieſer Erhebung mit der im Jahre

1916 anbetrifft, ſo ergeben ſich keine erheblichen Differenzen.
Die Ausgaben insgeſomt woren im Apri! 1917 mit 75.58 M.
pro Kopf gegenüber 74.87 M. im April 1916 nur unweſent-
lich größer. Von den einzelnen Ausgoobevoſten nehmen im
April 1917 einen größeren Betrag in Anſpruch als im Vor-
jahre die für Feuerung (4.11 M. gegen 2.70 M.), Miete (8.51
Mark gegen 7.99 M.), Kleidung und Schuhwerk (7.49 M.
gegen 5.70 M.). Bei den andern Gogenſtänden ſchwankt die
Differenz nach oben oder unten in geringen Beträgen.

Einen ſtarken Rücknong zeigt der-Kartoffelverbrauch der
im April 1917 auf 10,93 Kiſogramm pro Kovf gegen 16 79
Kilogramm im Vorjahr herebacdrückt war. Die Steigerung
von Fleiſch und Wurſt um 400 Gramm pro Kopf gegenüber
dem Vorjahre, iſt auf die erhöhte Fleiſchration zurü“zufübren,
die im April 1917 an Stelle der fehlenden Kartoffeln gewährt
wurden.

Das Geſamtergebn's der Ermittlung iſt dobin zuſommen-
zufaſſen, daß zahlenmäßig der Nachweis geführt werd, wie
trotz der erheblich geſteigerten Einkommen einiger Erwerbs-
ſchichten die Einſchränkung im Housbalt nicht nur durh den
Zwang der rationierten Lebensmittel, ſondern auch in dem
Einkommensverbältnis begründet iſt. Jede Preisſteigerung
muß unweigerlich zu einer weiteren Bedrängnis der Minder-
bemittelten führen.

Jm Hauptausſchuß des
Abgeordnetenhauſes

teilte bei der Beratung des Kultusetats der Kultusminiſter mit,
daß die Zahl der Studierenden an ſämtlichen preuf iſchen Hochſchulen
zur Zeit 37 779 detrage, darunter 4104 weibliche Studierende. Sehr
erheblich vermehre ſich die Zahl der weiblichen Studierenden, was dem
Miniſter ſchwere Sorgen mache, zumal namentlich für den höheren und
den Elementarſchullehrerberuf zur Zeit ſchon eine ziemliche Ueberfüllung
vorhanden ſei. Für die Zukunft werde er nicht umhin können, eine
Warnung vor dem weiblichen Studium ausgehen zu laſſen. Schließlich
wurde ein Antrag angenommen, wonach die Regierung Vorkehrungen
treffen ſoll, daß an den preußiſchen Hochſchulen möglichſt ſchon im Winter
1918/19 wiſſenſcaftliche Vorleſungen über Politik gehalten werden, ſowie
ein Antrag, wonach behufs zweckmäßiger Ausbildung praktiſcher Volks
wirte in leitenden Stellungen die ſeither geeigneten Einrichtungen an den
Univerſitäten bewahrt bleiben ſollen, insbeſondere durch proktiſcheren
Ausbau der Seminare für Nationalökonomie, unbeſchadet der theore-
tiſchen Ausbildung der Studierenden.

Die Ereigniſſe in Finnland.
Kopenhagen, 24. Februar. Politiken meldet aus Waſa: Allge-

meine und aufrichtige Freude rufen hier die Berichte über den tat-
kräftigen Vormarſch der Deutſchen gegen Reval und Petersburg hervor,
deſſen glückliche Durchführung für den Kampf Finnlands von unbe
rechenbarer Bedeutung ſei.

Waſa, 25. Februar. Der Generalquartiermeiſter Jgnatius meldet
vom 24. Februar: An den Fronten von Satakunda und Tavaſt
land werden die Kämpfe faſt überall fortgeſetzt. Bei Symſä,
Weſtleihen und Savolak wurde der Feind geſchlagen und zog
ſich ſchnell zurück. Er ließ den Train und Gefallene zurück. An der
Front von Karelen wurde das Dorf Sywalakti von uns genommen, ein
Maſchinengewehr fiel in unſere Hände.

Der Krieg zur See.
Verlin, 26. Februar. (Amllich.) 5. M. Hilfskreuzer „Wolf
in Durchführung der ihm äbertragenen Aufgaben mindeſlens 35

oder für den Feind fahrende Handelsſchiffe mit einem Geſaml-
ionnengehalt von mindeſtens 210 000 Brutto Regiſter- Tonnen vernichket

oder ſo beſchädigi, daß ihre Wiederverwendung für längere Zeit
iſt. Es handelt ſich vorwiegend um große, wertvolle
pfer, deren gleicharliger Erſaß in abſehbarer Zeit nicht

iſt. Mehrere dieſer Dampfer waren beſehle engliſche Truppen
transporker. Ihr AUnkergang hat enkſprechende Menſchenverluſte zur
z gehabl. Ferner ſind durch die Kriegsmaßaahmen des Hilfs-

der japaniſche Linlerſſchiffskreuzer „Harung“ von 28 000 Tonnen
erverdrängung und ein iſcher oder japaniſcher Kreuzer, deſſen

Ramen nicht feſtgeſtellt werden konnie, ſchwer beſchädigl worden.
Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Berlin, 286. Februar. (Amtlich.) Auf dem nördlichen
Kriegsſchauplatz vernichteten unſere UVoote

19 000 Bruttoregiſtertonnen
feindlichen Handelsſchiffsraumes. Die meiſten Sch ffe wurden an
der engliſchen Oſtküſte unter erheblicher feindlicher Gegenwirkung
zernichtet, unter ihnen der bewaffnete engliſche Dampfer Athenic
14078 Bruttoregiſtertonnen). Ein anderer Dampfer von m ndeſtens
1000 Bruttoregiſtertonnen wurde als größtes Schiff eines Geleit

g in geſchickt durchgeführtem Angriff abgeſchoſſen. Faſt alleLeere waren tief beladen.
Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Deutſcher Reichstag.
134. Sitzung.

Nach der Erledigung einiger kleiner Anfragen wurde die
Erſte Leſung des Haushallplanes

fortgeſetzt.
Der Staatsſekretär des Re tzamtes Graf Roedern gab zu

n eine Begründung des H tplanes für 1018, wobei er an
kündigte, daß der Ertrag der ſogenannten K euer
ſchlag vorau ich 515 Milliarden Mark überſ n

T n (Jentrum) beſprach alsdann Krieg und
die äußere Politik, wobei er die e vom Zeichen be
vier Richtlinien billigte. Er fuhr dann fort: Die Rede e
kanzlers von Payer zeigte eine erfreuliche (Heiterkeit.)
wünſchen ihm recht viel Glück und Erfolg zum en unſeres Vater
landes. Dem von ihm entwickelten Programm ſtimmen wir zu; alte
Forderungen unſerer Fraktion gelangen damit zu unſerer Freude zur
Verwirklichung. Damit ergibt ſich das Unhaltbare der Behauptung,
daß wir im Zentrum die neue Mehrheitsbildung durch politiſche Kon
zeſſionen zugunſten dex Jeſunten erkauft hätten. Ueber das verein
barte Programm hinaus hat Teil volle Aktionsfreiheit. Unſere
volle Zuſtimmung finden die re des Vizekanzlers über das
Parlament und die Regierung. Der Streik war kein wirtſchaftlicher
kein Hungerſtreik, ſondern ein politiſcher Demonſtrati reik. Er
wurde hervorgerufen von den unabhängigen So zum
Teil von bol chewiſtiſchen Jdeen geleitet ſind, nicht von den Mehrheits
ſozialiſten, nicht don den Gewerkſchaften. Er hat die Hoffnung unſerer
Feinde auf innere Schwierigkeiten bei uns geſtärkt und zweifellos
kriegsverlängernd gewirkt. Das zeigte die Haltung Trotzkis. Kein
Ausdruck iſt ſcharf genug, dieſen Streik zu verurteilen. Er war ein
e gegen unſere braven Truppen im Felde. Die unabhängigen
Sozialdemokraten wollen den Frieden, aber den erſten Friedensvertrag
lehnen ſie ab. Da können ſie ſich nicht wundern, wenn man ihnen vor
wirft, ſie wollten nicht den Frieden, ſondern internationale Revolution.
Von den neuen Sleuern kann man ſich heute noch keine rechte Vorſtel-
lung .nachen. Mit direkten Steuern wird es nicht allein getan ſein.
Wir brauchen auch indirekte Skeuern, und zwar ſolche, die bei geringen
Erhebungskoſten möglichſt hohe Erträge bringen. Die Regierung
konnte große Erſparniſſe machen, wenn die Zentralſtellen, die nicht
unbedingt nach Berlin gehören, anderwärts untergebracht würden. Das
würde auch dem bundesſtaatlichen Charakter des Reiches mehe ent-
ſprechen. Der Mittelſtand bedarf beſonderer Fürſorge.

Unterſtagtsſekretär Freiherr von dem Busſche gab hierauf den an
anderer Stelle abgedruckten Wortlaut des von Rußland angenommenen
Ultimalums bekannt.

Hiernach ſprach als erſter Redner

Abg. Scheidemann (Soz.)
Ich gedenke zunächſt des großen Trauerſpieles Rußlands, üher

deſſen fünften Akt wahrſcheinlich in dieſen Tagen der Vorhang fallen
wird. Was jetzt aus Rußland geworden iſt, das war nicht der deut-
ſchen Sozieldemokraten Abſicht. Das ſage ich offen. Wir kämpften
gegen den Zarismus zur Verteidigung unſeres Raterlandes, wir kämpf-
ten gegen die Eroberungspläne der Enterte, aber ſo wenig für die Jer
ſtäckclung Rußlands wie für die Unkerdräckung von Belgiens Unab-
hängigkeit oder für Longwy und Briey. Wir bekunden vor aller Welt,
daß die Poliik, die gegen Prher geirieben worden iſt, nicht unſere

olitik iſt.
Mit Beifall hat man die Erklärung des Reichskanzlg vernom-

men, daß er ſür das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker eintreten will.
Daß er nicht ſchon damals hinzugefügt, das Selbſtbeſtimmungsrecht der
ruf iſchen Randvölker ſchließe einen freiwilligen Asglu an Rußland
aus, war wohl ein Akt diplomatiſcher Vorfſicht. olche Vorſicht ruft
aber gleiche Vorſicht auf der anderen Seite hervor. Nachdem die ruſ
ſiſche Regierung den deutſchen Vorſchlägen von W zuge
ſtimmt, ſcheint die Loslöſung der ruſſiſchen Randvölker von Rußland
unvermeidlich. Es z zweifelhaft, ob damit für die Zukunft des den
ſchen Volkes eiwas Nühliches erreicht wird. ir befürchten das Gegen
teil. Für unſere Pflicht halten wir es, hier auszuſprechen, daß man
dieſe Länder nicht in ein Abhängigkeitsverhältnis zu Deutſchland brin-
gen darf, des ſie ſelber vielleicht nicht wollen. Wenn bei ihnen unſere
Anſchauungen nicht durchgedrungen ſind, ſo hat zu dieſer Entwicklung
der ruf iſche Volfe wismus ſein redliches Teil beigetragen. Er har
Rußland vollſtändig entwaffnet und allen Abtrennungsplänen geradezu
in die Hände gearbeitet. Wenn er jetzt verlangt, wir ſollen den durch
die Rerolution ertſlandenen Schaden wieder gutzumachen verſuchen,
ſo verlangt er zuviel von uns. Die bolſchewiſtiſchen Rezepte haben ſich
nicht ſo bewährt, daß ihre Anwendung auf Deutſchland zu empfehlen
iſt. Wir wünſchen nicht, unter Umſtänden zur Macht zu gelangen, die
uns zwingen, mit der Entente Frieden zu ſchließen, wie ihn Trotzki und
Lenin jetzt mit dem Vierbund ſchließen. Es iſt kein einziger hier im
Saale, der das will. Der Friedensſchluß im Oſten ſchafft vollendete
Tatſachen. Wir ſtehen auf dem Standpunkte, daß dieſe Regelung kein
unüberwindliches Hindernis für das Zuſtandekommen eines allgemeinen
Friedens ſein dürſte. Das Glück, das uns durch dieſe Regelung be
ſchert wird, iſt aber höchſt zweifelhaft. Oder haben Sie im deutſchen
Volke irgendwo Freude darüber bemerkt, daß Litauen, Kurland, Polen
und vielleicht noch andere Länder mehr oder weniger „freiwillig“ ange
lehnt werden ſollen?

Das deutſche Volk freut ſich nur, daß wenigſtens ein Slück des
Friedens da iſt, den „Anlehnungen“ ſteht es aber mit großem Miß-
trauen gegenüber. Ein Teil von ihm iſt der Anſicht, der Weſten würde
zu einer Verſtändigung bereit ſein, wenn er nur ſelber leidlich gut dabei
fährt. Er nehme kein Intereſſe mehr an Rußland. Ich wünſche auf
richtig, daß ſie recht behalten. h iſt aber, daß die deutſche
Regierung dann zu einem wirklichen Verſtändigungsfrieden, wie die
Reichstagsmehrheit und auch der Reichskanzler will, bereit bleibt, und
nicht zu einem Frieden, wie er mit Rußland geſchloſſen werden ſoll.
Die Erklärung des Reichskanzlers im Hauptausſchuß über den Weſten
war leider nicht eindeutig. Jm Ausland glaubt man immer noch an
Abſichten der deutſchen Regierung auf Belgien, Longwy und Briey.

Wir erwarten eine deutliche Erklärung der Regierung.
Der Reichskanzler hat nun geſtern rundheraus erklärt, daß er die

vier Erundſätze Wilſons annimmt und bereit iſt, auf dieſer Grundlage
in Friedensverhandlungen einzutreten. Das begrüßen wir aufrichtig.
(Beifall.) Dieſe Erklärung iſt um ſo bedeut'amer, wenn man be-

daß Wilſon betont hat, daß ſeine Grundſätze überall angenommen
ſeien,

außer von der deutſchen Militär und Annexiousparkel.
Nun, dieſe Partei iſt glücklicherweiſe hierzulande nicht mehr von aus-
ſchlaggebender Bedeutung. Der Reichstag iſt nicht gewillt, gegen den
Willen des deutſchen Volkes Politik mit einer Minderheit zu machen.

Die eigenartige Begrüßung des Herrn von Payer durch die äußerſte
Rechte kann wohl auch nicht ſo gedeutet werden, als hätte er ſich ge-
neigt gezeigt, Konzeſſionen nach rechts zu machen. (Sehr richtig)) Wer
Wilſons vier Punkte annimmt, muß ſelbſtverſtändlich Eroberungs- und
Vetgewoltigungspläne ablehnen. Mit Belgien kann man ſelbſtverſtänd-
lich in Frieden und Freundſchaft nur dann leben, wenn deſſen Selb
ſtändigkeit ſichergeſtellt iſt. Deshalb wollen wir rund heraus ären:
Wie die Flämen und Wallonen ſich wegen ihrer politiſchen Differenzen
auseinanderſetzen wollen, das iſt ihre Sache, nicht die unſere. Auch
wir wünſchen eine engere Ausſprache und daß den Gegnern eine Brücke
gebaut werde. Tun Sie, was Sie können, Herr Reichskanzler,

um Hunderttauſenden Leben und Gefundheil zu erhalten.

(Beifall bei den Soz.) Den politiſchen Kraftmeiern will ich nur fagen,
daß jeder Verſuch, einen Frieden im Weſten zu en wie mit
land, eine Kroftyrobe wäre, die auch für Deu d gefährlich iſt.
Ein ſolcher Friede würde mit dem Gewehr im Arm ſchlafen gehen.
Dann würden die bolſchewiſtiſchen Träume verwirklicht werden und
die Welkrevolyfion kommen. Kein Staat der Welt kann auf die Dauer
ohne Frieden leben. In Oeſterreich hat das milizäriſche Vorgehen gegen
Rußlend Mißftimmung erregt.

eidender Stelle andere

Amſterdam, r die e Preß-S meldet, r euzer ugas“, der vor längerer
endgültig verloren zu

wort re Wut zu Wie Wort r. und
en a edes Gewa ü ha W one die den zerbrochern Glauben an die

und an eine nghe beſſere Zukunſt wieder aufrichten

ng.

Vie in der e re wurden auch

xönnten. (Lebh. Zuſt. links.) Wir wollen keine Demutigung der
Gegner, keinen Machtfrieden, der nur durch Gasgranaten errungen undaufrecht erhalten werden kann, wir den Fueben der auf Frei

it, W r gegenſeitiges n der Völker beruht.
en Soz.

Von der auswärtigen Politik leitet ein ſichtbarer Faden nach der
eren itik hinüber. Auch im Innern haben wir während des
eges Mi einem Syſtem zu kämpfen, das darauf ausgeht, Veru e ch ſe v nung arſeiner en Triump rt e We ſten hat emen

hier die tiker vom
(Sehr wahr! bei den Soz.) Eines

ich vorweg'agen, Sie ſich nicht vor der ganzen Welt lächer
lich machen wollen, ſo Sie niemals davon, daß bei dem Ausbruch
dieſes Streiks etwa ausländiſches Geld eine Rolle geſpielt hat. (Sehr
wahr! bei den Soz.) Die Urſachen des Streiks lagen zunächſt in den
überaus traurigen verhäliniſſen. Der Reiche kann auch
heute noch alles haben, dem Armen fehlt jetzt das Notwendigſte. Wie
reagiert die Landbevölkerung gleich auf jeden Eingriff. Jn Traubing
wurden Barrikaden gebaut, um die Beſchlagnahme zu verhindern. Hatman da über Landesverrat und nach Uchthaueſtraſen geſchrien? Eine

weitere Urſache des Streiks war die r 77 über die, wie man
glaubt, vermeßdbare Kriegsverlängerung, die J die Wahl

geredezu aufreizende Wirkung ämnpfe um
die Rechte der Fürſten im Herrenhauſe in einer ZJeil, wo das Blut des
Volkes in Strömen fließk. Es kam der öſterreichiſche Streik, die öſter
reichiſche Regierung empfing die Streikenden und gab beruhigende Er
klärungen. Dagegen hat die Militärzen'ur das unſinnigſte getan, was
man ſich ausdenken konnte. (Lebh. Zuſt. bei den Soz.) Sie verbot
den Zeitungen, über die öſterreichiſchen Vorgänge zu berichten. Was
iſt damit erreicht worden? Daß die Oeffertlichkeit in Deutſchland erſt
ein paar Tage ſpäter Genaues erfuhr, und daß bis dahin die wildeſten
Gerüchte im Umlauf waren, an denen die Phantaſie ſich entzündenkonnte. Der „Vorwärts“, der die öſterreichiſchen legte belläuſig

andeutete, wurde verboten. Ich war darauf gefaßt, daß nun das kam,
womit ich nicht gedroht, ſondern wovor ich gewarnt hatte. Es iſt eine
ſchamloſe Lüge, daß die Arbeiter mit dem Streik landesverräteriſche
Abſichten gehabt hätten. (Sehr wahr! bei den Soz.) Flugblätter mit
ſolchen Abſichten haben gar keinen Eindruck gemacht. Flugblätter, von
denen niemand weiß, woher ſie kamen, deren Hauptinhalt in mörde-
riſchen Beſchimpfungen von uns Regierungsſozialiſten beſtanden. Wiſ
ſen denn die Herren, die über Landesverrat der ſozialdemokratiſchen
Arbeiter ſprechen, nicht, daß Arbeiter aller anderen Organiſationen mit-
geſtreikt haben? Auch chriſtliche Arbeiter haben gemeinſam mit Sorial

r die m e z Sie ſich anen n m en mir eine eInduftrieftadt a iſt, in der ein ganz von den Gelben J
Belrieb als erſter in den Skreik einkrakt. Hört, hört!) Die einzige Or-
agniſalion übrigene, die Streikunterſtährng bezahll, iſt die Hirſch-
Dunckerſche. (Hört, hört! bei den Soz.) Neben den Arbeitern ſchaffen
Tauſende durch den Krieg ruinierter kleiner Handwerksmeiſter, ja
eine ganze Anzahl von Angehörigen liberaler Berufe in den Munitions-
werkſtätten. Seien Sie vorſichtiger mit dem Vorwurf des Landesver-
rates. Sie treffen domit ſonſt einen Teil Jhrer eigenen Wähler.
Sehr aut! bei den Soz.)

Glauben Sie, die Engländer und Franzoſen werden ſchneller zum
Frieden mit uns bereit ſ ein, wenn Sie Jhnen Tag für Tag
weiß machen, daß allein in Berlin eine halbe Million Landesverräter
leben, daß die Landesverräter bei uns millionenweiſe herumlaufen.
Nein, Ihrem Unmnk wolllen die Tauſende Luft machen, auf die Be
hörden wolllen ſie einwirken, die den Wünſchen der Großarundbeſiker
bisher ſtets ein willigeres Ohr geliehen hal, als den Nolſchreien der
arbeikenden Bevölkerung. (Sehr wahr! bei den Soz.)

Ein langer militäriſch nicht übermäßig ereignisreicher Winter
lag hinter den Arbeitermaſſen, ein Winter, in dem ſchr fleißig
gearbeitet worden war. Man ſagte ſcherzhaft: Lubendorff Famſtert
Granaten. Das zeigte ſich auch in den zahlreichen Arbeiterent-
laſſungen, in den Feierſchichten, die eingelegt wurden. Vielfach
zwang auch der Kohlen und Materialmangel zum Feiern. Wenn
man überhaupt dies Wort vom Landesverrat hineinzieben will,
warum greift man da nicht weiter und bezeichnet diejenigen als
Landesverräter, die nicht dafür geſorgt haben, daß alle Arbeiter
Granaten machen konnten, daß die Kohlen rechtzeitiger zur Stelle
waren. (Sehr gut! b. d. Soz.) Alſo de Kriegsinduſtrie iſt in
keiner Weiſe geſchädigt worden. Das haben auch gut informierte
Politiker und Unternehmer zugegeben. So erklärte die Berliner
Cermania, daß die Berliner Jnduftriellen durch den Streik
10 Millionen Mark erſpart hätten, die ſie ſonſt für die Feier
ſchichten infolge des Kohlenmangels zu zahlen gehabt hätten. Jn
einer Flugſchrift, die unter den Arbeitern verbreitet wurde, hieß
es ausdrücklich, daß es ſich um einen Demonſtrationsſtreik von zu
nächſt drei Tagen handelte, die Arbeiter wollten demonſtrieren

für Fr'eden, Freiheit und Brot,
weil ſie eine andere Möglichkeit, ihre Stimme zu erheben, nicht
hatten, nachdem ihre Preſſe unterdrückt, ihre Verſammlungen ver-
boten waren. Sie konnten ſich nicht verſammeln wie die Vater
landspartei. Hätte es ſo gelegen, daß auf keine Granate ver-
zichtet werden konnte, daß jeder Tag Arbeit unbedingt nötig ge
weſen wäre, ſo hätte man die Arbeiter ganz anders behandelt und
nicht den Streik durch unſinnige Maßregeln verlängert wie es in
Berlin geſchehen iſt. (Lebh. Sehr richtigl! b. d. Soz.) Die Regie-
rung hätte ganz ruhig zuſehen können, und wohl auch ruhig zu
geſehen, wenn ſie nicht einer parxteipolitiſchen Hetze unterlegen und
den Kopf und die Nerven verloren hätte. Dieſe parteipolitiſche
Hetze ſah in dem Streik nur eine erwünſchte Gelegenheit, über die
Sozialdemokratie herzufallen und über die drei Mitglieder des
Parteivorſtandes, die in den Aktionsausſchuß eingetreten waren,
nachdem der Streik im Gange, die Forderungen aufgeſtellt und der
ſogenannte Arbeiterrat zuſammengetreten war. Was wir übrigens
in dieſem Aktionsausſchuß im Arbeiterrat getan haben, darüber
rede ich an dieſer Stelle kein Wort, weil ich auf Grund einiger ſehr
törichter Zeitungsnotizen Eefahr laufe, daß man eines meiner
Worte mißdeuten könnte als ein Wort der Entſchuldigung, daß
man als Brücke gern haben möchte. Was wir getan haben, war
für uns als Sozialdemokraten eine Selbſtverſtändlichkeit, wir haben
den Arbeitern gegenüber unſere Pflicht getan. Der Ausſchuß der
ſozialdemokratiſchen Partei hat ſich am 30. Januar, alſo am dritten

age des Streiks, über die Verhältniſſe informiert und nach ein
gehender Beratung s folgende Reſolution beſchloſſen:
„Der Parteiausſchuß ſtellt feſt, daß ſich die gegenwärtige Streik
bewegung nicht gegen die Landesverteidigung richtet und nicht die
Ziele eines feindlichen Jmperialismus fördern will. Sie iſt aus
einer tiefen W r a die durch die Ernährungs-ſchwierigkeiten und den Druck des Belagerungszuſtandes hervor
gerufen wurde. Das Treiben der Reaktion im preußiſchen Drei-
klaſſenhaus, das auf die Verhinderung der preußiſchen Wahlreform
gerichtet iſt, das herausfordernde Auftreten der ſogenannten Vater
landspartei und die unklare Haltung der Regierung in der Frie-
densfrage haben dieſen Stimmungsdruck verſchärft, da alle Rat-
ſt und Warnungen der ſozialdemokratiſchen Partei ungehört
verhallten, wurde ein Ausbruch dieſer Volksſtimmung unvermeid-
lich. Durch den Eintritt ſozialdemokratiſcher Abgeordneter beider
Fraktionen in die Streikleitung war die volle Gewähr dafür ge
geben, die Bewegung in geordneten Bahnen zu halten und ſie
raſch ohne Schädigung der Allgemeinheit zum Abſchluß zu bringen.
Vorausſetzung war, daß die Regierung auf Gewaltmaßregeln ver

Militär iZ är ganz einfach

zichtete und Forderungen erfüllte, die von einer erdrückenden Mehr
heit der Bevölkerung als berechtigt anerkannt werden. Statt
dieſen Weg zu gehen, hat die Regierung unter kleinen formaliſti
ſchen Vorwänden Verhandlungen mit den Arbeitervertretungen der
Streikenden abgelehnt.

Die ſozialdemokratiſche Partei hat ſich während des Krieges
rückhaltlos zur Landesverteidigung bekannt. Die Landesverteidi-
ung wird jedoch gefährdet durch die politiſche Einſichtsloſigkeit
erer, den Krieg zu kriegverlängernden, vom Volke nicht ge

billigten Zielen führen wollen, die dem Volk verſprochene Rechte
verweigern und Proteſt gegen einen immer unerträalicher
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werdenden Druck mit verſtärktem Druck beantworten. Darum
müſſen ſich heute alle Kräfte vereinigen, um eine dem
perhängnisvollen Kurs herbeizuführen, im Selbſt
erhaltung unſeres Volkes und eines w.

rEntſchuldigen Sie dieſe l Vorleſu war notwendig,weil die Fenfur es bis n dieſer Slunde verboten hat, dieſen ver
en Friedens

nünftigen Beſchluß abdrucken zu laſſen. Wenige Tage nach dieBeſchluß des Parteiausſchuſſes hat auch die h
Reichstagsfraktion die Lage eingehend beraten und dasſelbe be
ſchloſſen. Eine Vorſtändelonferenz der miten deutſchen Ge
werkſchaften hat am 1. Februar eine Reſolution enommen, die
ſich im weſentlichen mit der verleſenen deckt. Auch iſt von der
Zenſur natürlich nicht zum Abdruck zugelaſſen wor Woran
Sie mit uns bei der r dieſes Streiks ſind, können Sie
wiſſen. Und wir wiſſen, daß Millionen von Arbeitern, die in der
ſozialdemokratiſchen Partei und den freien Gepwerkſchaften orga
niſiert ſind, hinter uns ſtehen. Und das iſt für uns das ent
ſcheidende, nicht aber, wie nationalliberale Jnduſtrielle über uns
denken, die jetzt im preußiſchen Landtag dabei ſind, das gleiche
Wahlrecht abzulehnen. (Lebh. Beifall b. d.

Jch wiederhole, zur Hetze gegen uns wurde der Streik miß-
braucht, und das beſte Mittel dazu ſchien wieder die Militärzenſur.
Zunächſt wurde der Vorwärts wiederum verboten, weil er in einem
Leitartikel Verſtändnis für die n e das den Be
hörden fehlte. Die Beſonnenheit und tſchloſſenheit der Be
hörden, von denen Herr v. Payer geſtern ſprach, war ein Fremd
körper, der nicht zu ſeiner ſonſt ſo tapferen Rede paßte. Der
Demonſtrationsſtreik, der drei Tage dauern ſollte, in am
28. Januar, und am ſelben Tage wurden Arbeitern jede Verſamm-
lung und jede Zuſammenkunft verboten, am 29. Januar wurde der
Vorwärts verboten, am ſelben Tage wurden beſonnere Männer,
die Abgeordneten Legien, Schmidt-Berlin, Körſten, Bauer, von
Kriminalſchutzleuten in ihren Bureaus aufgefordert, binnen
15 Minuten das Gewerkſchaftshaus zu verlaſſen. Der Aktionsaus-
ſchuß wurde aufgelöſt, die nner, die den Arbeitern gern hätten
raten können, wurden von Herrn v. Keſſel mit eineme Jahr Ge
fängnis bedroht. Was Herr v. Keſſel in jenen Tagen verdorben
hat, läßt ſich in Jahren nicht wieder gut machen. Sollte jemals
eine ſolche Situation wiederkehren, ſo müßte man Herrn v. Keſſel
ſofort in Schuthaft nehmen. (Gr. Heikerkeit.) Durch das Verbot
der Verſtändigung für die Arbeiter wurden ſie auf die Straße ge
trieben und dort ſchlug man auf ſie ein. Dieſen einzigen Sieg hat
Herr v. Keſſel in e Krieg bisher errungen. Die Zivi vden
waren offenbar kopflos und überließen die Führung dem wild-
gewordenen Militär. Herr u ein Erbſtück aus dem Rachlaß
des Herrn Michaelis (Gr. Heiterkeit) war in Köln ein rechtſchaffener
Oberbürgermeiſter, der ſich auch mit den Arbeitern gang gut ver
ſtand, dem aber jetzt die

preußiſche Autorität in die Krone gefahren iſt.
Hätte er ſo verſtändig gehandelt, wie ſein Nachfolger in Köln oder
der Kölner Regierungspräſident v. Siarck, ſo hätte er 3-4 Tage
Streik in Berlin und Hunderten von Arbeitern das Zuchthaus
erſpart. (Lebhaftes Sehr richtig!)) Ueberall ſonſt im Reich wurden
Verſammlungen geſtattet, man verhandelte mit den Arbeitern W
in einem bis anderthalb Tagen waren alle dieſe Demonſtration
ſtreiks mit Ausnahme Berlins erledigt. Die Beamten, die ſo ver
nünftig handelten, haben der Staatsautorität nicht geſchadet, ſon
dern genützt, ſie brachten den Arbeitern die R T bei,
daß nicht nur Bonzen und Bureaukraten in den Behörden ſitzen.
Auch der Reichskanzler konnte ſich leider nicht zu einem ſtarken
Entſchluß aufraffen, ſondern verſuchte es mit einem voneinem Kobineltschef ausgeknobelten Plan, der auch ſofort ſcheiterte.

Durch das Hinaustreiben der Arbeiter auf die Straßze, durch das
unſinnige Verſammlungsverbot entſtanden die ti bedauerlichen
Exzeſſe, die durch das Verhalten der Behörde heraufbeſchworen ſind.
(Lebh. Zuſtimmung b. d. 7 Widerſpruch bei anderen
Parteien.) Wir haben ja er er er im Hauſe erlebt, was ein
Exzeß iſt; warum verlangen ſie von Arbeitern, denen wehe getan
wird, daß ſie ſich nicht ebenſo tempetamentvoll wehren. (Sehr gut!
b. d. Soz.) Die Arbeiter in ihrer Maſſe trifft für die Ausſchrei-
tungen keine Tzan wolle tzende von S habenmir erklärt, daß die rüpelhaften Attacken auf die Straßenbahn
von unreifen Jungen uniernommen worden ſind. Als Ebert und
ich auf Wunſch der Arbeiter in den Aktionsausſchuß eingetreten
waren, ſchickte Herr v. Keſſel Kriminaliſten zu uns, um uns bei
eventueller Betätigung ein Jahr Gefängnis anzudrohen. Als
meine Freunde von der Münchener Parteileitung das Gleiche taten,
dankte ihnen Herr v. Dandl, der Nachfolger des Herrn v. Hertlin
in Bayern, in öffentlicher Landtagsſitzung dafür. (Hört, hört
und Bravol b. d. Soz.) Jn Berlin aber würde der verſchärfte Be
lagerungszuſtand verhängt und es regnete Landesverratsprozeſſe.
Auch den verantwortlichen Redakteur des Vorwärts und leitenden
politiſchen Redakteur traf dieſes Schickſal. Die beiden Redakteure
Kuttner und Stampfer ſind unter Ablehnung der ihnen ange
botenen Reklamation ins Feld gezogen, weil ſie für Landes
verteidigung nicht nur mit der Feder, ſondern auch mit ihrer
Perſon eintreten wollten. (Hört, hört! b. d. Soz.) Aus dem
Felde ſind ſie exſt zurückgekehrt, nachdem der eine durch Verwun-
dung, der andere durch Krankheit die Felddienſtfähigkeit verloren
hatten. Die ſozialdemokratiſche Partei iſt mit der Haltung des
Vorwärts gerade zum Streik völlig einberſtanden. (Lebh. Zu
ſtimmung b. d. Sog.) Es zeigte ſich auch, wie Reichstagsentſchlie
ßungen von der Militärbehörde mißachtet werden. Der Vorwärts
durfte nicht nach drei Tagen ohne weiteres wieder erſcheinen. ſon

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauyiquartſer, den 26. Fedenar 19180.

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Eis6hern.Vier Tage i r ger

In Lloland haben viele Sigdie bei gnſerem
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T c gevdr v tangenen wurden an der Oſtfronk neuerdings eingebracht:

Beute aus Reval und Pleskan laſſen ſich noch nicht
Von den anderen Kriegsſchauplähen nichis Neues.

Der Erſte Genergiquartiermeiſter. Ladendorff.

dem Kampf um das gleiche Wahlrecht in Preußen
eine ſo entſcheidende Bedeutung bei. Das Volk wird Sie (nach rechts)
dann ſo behandeln, wie Sie es tauſendfach verdient haben, und dann
haben Sie verſpielt, dann wird aber auch die Bahn frei ſein für ein

1 Deutſchlaänd, das ſich friedlich nach innen und außen entvwickelt.
ir freuen uns der Entſchiedenheit, mit der Herr v. Payer für das

gleiche Wahlrecht eingetreten iſt und hoffen, daß die ganze Reichs
gern das gleiche tut. Dann hat ſie das ganze deutſche Volk hinter
ſich. (Lebh. Zuſtimmung bei den Soz.) Und das iſt mehr wert als
eine gnädige Gebärde der Machthaber von geſtern und vorgeſtern. Es
gibt kein Zurück, vorwärts muß die Parole heißen auf allen Gebieten.
Freilich gibt es Leute, die ſich eine Königspuppe wünſchen, mit der
ſie ſpielen können wie die Ruſſen mit ihrer Zarenpuppe, bis ſie zerbrach.
Wir aber vertrauen darauf, daß das deutſche Volk gereifter und freier
aus der ungeheuren Prüfung dieſes Krieges hervorgehen wird. Dazu
iſt unermüdliche Arbeit nötig, und wir ſetzen ſie fort mit jedem, der
uns hi en jeden der uns ſtört. Unſere beſten Bundesgenoſſen ſind
die treibenden Kräfte der Weltgeſchichte. Die Zukunft gehört in Deufſch-
land und in der ganzen Welt der Demokratie, den Arbeitern und dem
Sozialismus. (Stürmiſcher Beifall bei den Soz.)

Staatsſekretär des Jnnern Wallraf: Der Vorredner hat einen
einzelnen Vorgang des Streiks aus den Streiktagen übermäßig in den
Vordergrund ben. Es handelt ſich um eine Epiſode, die nur im
Rahmen des Geſamtbildes verſtändlich iſt. Meine Auffaſſung des
Streiks weicht von der des Vorredners weſentlich ab. Der Vizekanzler
hat geſtern ſchon dargelegt, daß die Streikbewegung das untauglichſte
Mittel war, um den Krieg zu die Ernährungsſchwierigkeitenzu beſeitigen und den Wün den nach Erlangung des gleichen Wahlrechts

Nachdruck zu verleihen. Die Arbeiter konnten aber nicht wiſſen, ob
ihr Feiern in den betreffenden Betrieben der Kriegführung hinderlich
war oder nicht. Als der Waffenſtillſtand an der Nordoſtfront einſetzte,
begann die bolſchewiſtiſche Propaganda. Die Bolſchewiſten ſuchten die

ungen hinzuziehen, weil ſie auf Revolution in a
hofften. Auch die Entente arbeitet mit r

land, die von der Schweiz eingeführt werden. Scheidemann hat heute
einen Trennunggsſtrich zwiſchen und den Bolſchewismus gezogen.
Hoffentlich trägt der Sirich dazu dei, daß ſich deutſche Arbeiter nicht
wieder ihre Köpfe verwirren laſſen. (Beifall.)

Abg. v. Heydebrand (Konſ.): Es gibt keine beſſere Widerlegung
der Rede des Abg. Scheidemann als Ausführungen des Staats
ſekretärs. Der Vizekanzler hat geſtern zur Einigkeit gemahnt, feine
Rede hat aber gerade das Gegenteil davon erreicht. Seine Rede war
eine reine Parteirede. Auf dem Wege vom Reichstagsabgeordneten zum
Kanzler muß ihm ein Teil der Beſonnenheit oder der perſönliche Takt
abhanden gekommen ſein. (Große Unruhe links.) Er hat ſogar die
Alldeutſchen und die Vaterlandspartei mit den Sozialdemokraten auf
eine Stufe geſtellt, das kann niemand auf ſich ſitzen laſſen. Beifall

Reichskanzler Graf Herkling erklärt, daß die Stimmung, die ſich
geſtern nach der Rede des Vizekanzlers auf der Rechten bemerkbar
machte, wohl nicht berechtigt geweſen ſei. Der Vorwurf einer partei
politiſchen Rede laſſe ſich bei ruhigem Nachleſen auf die Ausführungen
des Vizekanzlers nicht aufrecht erhalten. Der Vizekanzler habe auch
gewiſſe Vorgänge getadelt, die den Schein erwecken könnten, als ob auf
der einen oder andern Seite die Sonne der Gunſt der Regierung heller

dern mußte Garantien geben, daß allez über den Streik zu

Sorten r m d ben e W(Hört, hört! b. d. reik iſt esZenſur nicht beſſer geworden. So durfte die Unabhängigkeits.
erklärung von Litauen bis auf den heutigen Tag nicht gedrudt
werden, ebenſo wurde die Aufforderung des internationalen Roten
Kreuzes, den Gebrauch von giftigen Gaſen auf beiden Seiten ein
zuſtellen, unterdrückt. Deshalb will ich dieſe hochherzige Anregung
für mich und meine Partei von dieſer Stelle unterſtützen. (Zuſtim
mung b. d. Sog.) Einer der Zenſuroffiziere, der weit l im
Felde ſtände, ſagte mir einmal:

Glauben Sie denn, wir wiſſen was ſür ein ſchinpfüches
Gewerbe wie men

(Hört, hört! bei den Soz.) Vielleicht war es ein Anfall von Scham
gefühl, daß die Zenſur Berichte über den Proze
bot. Die Zeitungsleſer ſollten wohl nicht

ä weder treit noch zurn gemäß ſagte, er habe e er die r
räteriſchen Stre würde das Blut in den Adern
erſtarren, wenn ſie die der armen Menſchen erführen.
Elbing, dem Sitz eines der Väter der Vaterlandspartei, demonſtrierten
wer Wochen die Arbeiter der Schichauwerft wegen der ſchlech
ten
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leuchten könne. Der Reichskanzler bittet ſchließlich aufs herzlichſte, das
egsbeil doch einmal zu begraben und ſich zu entſchließen, einheitlich

r mitzuarbeiten. Der Vizekanzler hat die Rechte nicht auf
einen Standpunkt mit den Streikenden geſtellt. Er hat ausdrücklich
einen Trennungsſtrich gezogen. Der Reichskanzler ſchließt mit den
Worten: „Helfen Sie uns, daß wir einheitlich zuſammenſtehen.“
(Beifall.)

Morgen Mittwoch 11 Uhr: Weiterberatung.
Schluß 6 Uhr.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
Dienstag, 26. Februar 1918. nachmittags 1 Uhr.
Am Miniſtertiſch: Dr. Friedberg, Dr. Spahn.
Das Andenken der in letzter Zeit verſtorbenen Mitglieder, darunter

Diederich Hahns, wird in der üblichen Weiſe geehrt.
Der Antrag des Abg. Dr. Dahrenhorſt (Freiſ. Konſ.), enthaltend

einen Geſetzentwurf, der die Vorſchriften über die Auflaffung und die
Beſtellung eines Erbbaurechts im Rheinlande für

oder Uebertragung
Se Dauer des Krieges und zweier Jahre danach auf den

erweitert, wird angenommen.
Ein ſchleuniger r Heß (Zentr.) verlangt Staatsbeihilfen

Gean leiſtungsſchwache den, damit ſie ihren Beamten auskömm-
riegsunt zuteill werden laſſen können. Der Antrag

beantragt g an den Ska haltsausſchuß zumZweck der Ber im Unterausſchuß für die ben
Abg. Oelze erkennt die keit des A a
Ein Regierungskommiſſar weiſt auf die Möglichkeit der Hilfe aus

dem Kriegswohlfahrtsfonds hin.
Abg. Lippmann (Freiſ. Vp.): Der Ungleichheit zwiſchen den Zu

abgeholfen werden.
(Ratl.) und

lagen der Staats und Gemeindebeamten mu

a
e
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3 Diviſionoſſäbe, 180 Offigiere und 3676 Mann, Gefangenenzaht ndüberſehen

Abg. Seyda (Pole) eine Erklärung ſeiner Fraktion gegen den
Friedensdertrag mit der Ukraine

rklärt dies unter Be auf einenVizepräſident Dr. e
früheren für g. Die Erklärung könne allenfalls in der
3. Leſung abgegeben en.

Abg. Korſanty (Pole): Wir wollen bloß die Erklärung abgebenbg.
aber nicht eine Debatte führen.

Abg. Frh. v. (Freiſ. Das Haus iſt berechtigt, die
auswärtige Politik zu beſprechen, aber das kann nicht bei dieſem Einzet
u geſchehen. e könnte auch eine ſolche Erklärung nicht unbe-
prochen z en.S Wine ſchließt ſich an.

Abg. Ad. (U. Soz.): Die Polen wollen über ein Un-
recht klagen. e machen ſie mundtot bis zur dritten Leſung. Mit
Jhrer Widerlegungskraft ſcheint es nicht ſo glänzend zu ſtehen.

Vizepräſident Dr. Mein Vorgehen entſpricht dem damals
gefaßten Beſchluß des Seniorenkonvents.

Abg. Dr. Lohmann (Natl.) tritt dem Abg. Frh. v. Zedlitz bei. Es
lägen keine triftigen Gründe vor, die Erklärung jetzt zuzulaffen.

Abg. Dr. Seyda (Pole): Für unſer Volk iſt die Sache von höch
ſter Wichtigkeit und wenn man unparteiiſch ſein will, muß man unſere
Erklärung zulaſſen.Abg. Srh v. itz (Freiſ. Konſ.): An Gegengründen fehlt es
T i aber im Intereſſe der Geſchäfte des Hauſes halten wir uns
zurück.

37 Dr. Paqchnicke (Freiſ. Vp.): Nach dem Vorgang im Haupi-
ausſchuß wird es auch im Hauſe eine gründliche Debatte über Polen
geben. Es erſcheint zweckmäßig, bis zum Anſiedlungsgeſetz zu warten.

Abg. Dr. Heß (Zentr.) ſpricht im Sinne des Präſidenten.
Damit ſchließt die Beſprechung und Abg. Dr. Seyda verläßt die

ednertribüne.

Nach debatteloſer Erledigung des Etats des Zeughauſes Kriegs
miniſterium) und des Herrenhauſes folgt der Etat des Abgeordneten
hauſes. Er wird jedoch mit den dazu geſtellten Anträgen an den
Ausſchuß zurückverwieſen, damit die Frage der Tagegelder der Doppel-
mandatare noch weiter geklärt werde.

Der Juftizelal.
Abg. Dr. Delbrück (Konſ.): Jch richte an den Herrn Miniſter

die Bitte, bei der Beſchäftigung der Gefangenen dafür zu ſorgen,
daß ſie den Handwerkern keine Konkurrenz machen.
Wenn wir auch als Zweck der Strafe die Beſſerung der Gefangenen
anſehen, nicht nur die Abſchreckung, müſſen wir Konſervativen doch
an dem Prinzip der Vergeltung ſeſthalten. Redner tritt dann für
Beſſerung der Lage der Kangzleigehilfen ein und des weiteren für
beſſere praktiſche Ausbildung der Referendare. Er wendet ſich
ſchließlich gegen gehäufte Erhebung von Anklagen.

Abg. Haeniſch (Soz.): Man muß aus den ſozialen Urſachen der
Verbrechen die Folgen ziehen und ſtatt der Rache des Staates die
Beſſerung in den Vordergrund ſtellen. Eine Strafrechtspflege, dievon dem altteſtamentariſchen Grundſatz „Aug um Auge, Jahn um

Zahn“ ausgeht, lehnen wir ſchroff ab. Von dem „allzu humanen“
Geiſt, von dem Herr Delbrück nichts wiſſen will, war in den Ge-
fängniſſen, die unter dem Miniſterium des Jnnern ſtanden, nocheher etwas zu merken, als in benen der Fuſtigderwaltung. Werwidieſer jetzt alle überwieſen werden, ſo darf of Humao
nität nicht zu J ommen. Die traurige Lage vieler
anwälte bedarf der Beſſerung. Wie ſteht es mit den Perfonalakten
der Rechtsanwälte, die für Titelverleihungen, Tkanke uſw.maßgebend ſein ſiollen; ſelbſt die tüchtigſten ſozialdemo ſern

Rechtsanwälte waren nie „Juſtizrat“. Perſonalakten für Rechts
anwälte ſind überhaupt ein Unfug, und ſchon gar, wenn ſie geheim
ſind. Der alte engherzige Geiſt beherrſcht immer noch einen Teil
unſerer Rechtspflege. So hat das Amtsgericht Spandau einen
diſſidentiſchen Ehepgar die Adoption ſeines katholiſchen Pflege
kindes wegen moraliſcher Minderwertigkeit verboten und dadurch
das arme Kind arg benachteiligt. (Hört, hört! links Was ſagen
Regierung und Haus zu der vom Kammergericht verhängten Für
ſorgeerziehung über einen beſtbeleumundeten jungen Arbeiter, weil
er ſich als radikaler Sozialiſt betätigt und nur zwei geringe Vorſtrafen erlitten hat? Jn letzter Linie beruht u
Urteil auf dem pädagogiſchen Urteil eines Poligzeiwachtmeiſters in
Barmen und es wurde gefällt unter Aufhebung eines vernünftigen
Urteils des Landgerichts Elberfeld. Der junge Mann wurde in
der „Fürſome“ ſchändlich mißhandelt und entfloh ſchließlich nach
Holland. Sie können ſich den Eindruck ſeiner Erlebniſſe im neu
tralen Auslande denken. Solche Ausflüſſe eines gewiſſen „ali
preußiſchen Geiſtes, wie er hier den Eltern die Fähigkeit zu nati
naler Erziehung abſprach, ſchaden Deutſchland mehr als wirkliche
oder erfundene Krawalle. Der Juſtizminiſter weiß ja, wie auch
das Zentrum als „antinational“ hingeſtellt worden iſt, gleich dem
Freiſinn, gleich uns, gleich den Polen und Dänen. s Kammer-
gerichtsurteil wird damit begründet, daß der junge Mann ein An
hänger Liebknechtſcher Jdeen geweſen ſei. Jch halte ſolche Jdeen
für verkehrt und falſch, aber wir verwerfen unbedingt jeden andern
als geiſtigen Kampf gegen ſie. Will man dieſe Jdeen überwinden,
ſo muß man die ſozialen Verhältniſſe gründlich umgeſtalten und
das beſte Mittel dazu iſt die möglichſte Einführung des gleichenWahlrechts in ßüreußen, (Beifall b. d. Soz.)

Juſtizminiſter Dr. Spahn lehnt es ab, auf die beiden vom
Vorredner beſprochenen Urteile einzugehen, das ſtehe ihm nicht zu.
Die Spandauer Akten ſind eingefordert, aber noch nicht eingelangt.
Der Miniſter gibt dann einen Ueberblick über den Etat und ſpricht
134 Stunden lang über Reſſortfragen.

Weiterberatung: Mittwoch 12 Uhr, vorher Handelskammer-
geſez. Schluß 346 Uhr.

Eine Rede des engliſchen Arbeits
miniſters.

Der Arbeitsminiſter Barnes, Mitglied des Kriegskabinetts, hielt
in Walworth eine Anſprache, worin er ſagte, daß nach ſeiner Anſicht
das Hauptziel dieſes Krieges die Gründung eines Bundes freier
Völker ſei, die in offener, ehrlicher, internationaler Freiheit leben.
Wenn man ihn auffordern würde, einen an die Kriegführenden
u richten, ſo würde er ſie erſuchen, für den Augenblick alle Fragen, die

ch auf Handel, Zölle und Verträge beziehen, beiſeite zu laſſen, und ihre

Staatseinrichtungen zu demokratiſieren. Und wenn
dann immer noch Krieg führen ſollten, würde er ſie fragen, welches

hre Kriegsziele ſeien. Dieſer fürchterliche Krieg, fuhr Barnes fort, iſt
das Ergebnis der autokratiſchen Regierungsform. Ohne
ihre Abſchaffung würde der Friede in der wertlos ſein.

Die Stimmung in der Akraine.
Berlin, 25. Februar. Von ukrainiſcher Seite wird mitgeteilt: Es

gibt nichts Schlimmes, was keine Folgen hätte. Der von Terror
der echtruſſiſchen bolſchewiſtiſchen

hat die gute Folge,

mit denen ſich
in ihrem Kampfe gegen das Ukrainertum die der geweſenen
„ſchwarzen Hundert“ vereinigten, ſteigerten den hiſtoriſchen Haß der

ltig ſolch einen Widerwillen alles Ruſſiſche, daß viel Zeit notn wird, um den Abgrund irgendwie zu über
drücken. Eine Verbrüderung ſcheint beinahe ausgeſchloſſen zu ſein, weil
man den ganzen Glauben an das ruſſiſche Volk verlor, h
wie unter der Regierung des Zaren vor der wie unte
den Regierungen des liberalen Kadetten Lwows, auch unter denen der
Sozialiſten Kerenſti und Lenin nach der Revolution immer gegen die
Utrainer auftrat und dieſe verſchiedenartigen ellen Volksvertreter

i ukrainophoben umd
und Oktobertage des vorigen und

Knkenden Aahnes

in ihrem Handlungenund tatſächlich unterſtützte; da dieraliſch ſächlich tzte



Dr. Golf über Landwirtſchaft
in Kolonie und Heimat.

Im Ausſchuß der Kolonial Abteilung der Deutſchen Landwirtſchafts

Beſellſchaft äußette der Staatsſekretär des Reichs
vloniagal-Amts, Dr. Solf, über die zukünftige Geſtaltung der

wirtſchaft in Kolonie und Heimat wie folgt:
Ueber drei Jahre ſind wir nun ſchon von unſeren Kolonien ab
itten und müſſen ſehen, wie ihre ſo erfolgreich entwickelte land
ftliche Produktion zum Stillſtand gekommen iſt. Waren die

en an tropiſchen und ſubtropiſchen Erzeugniſſen, die wir aus
anſeren Kolonien be
doch ſchon dei der
duſtrie mit. Nachdem Deutſchland vom reinen Agrarſtaat zum gemiſch
ken Agrar-, Jnduſtrie- und Handelsſtaat geworden war, konnte die
deimiſche Scholle allein die angewachſene Bevölkerung nicht mehr aus
teichend ernähren und ſeine ſtark entwickelte Induſtrie nicht mehr ge
nügend mit landwirtſchaftlichen Rohſtoffen verſorgen. Wir mußten trotz
des Aufſchwungs unſerer Landwirtſchaft zur Einfuhr landwirtſchaft

r Rohprodukte übergehen und gerieten darin mehr und mehr in die
hängigkeit vom Ausland. Wohl hätte man durch ſparſamere Wirt

ſchaft die Einfuhr niedriger halten können, aber die reichlichen Auslands-
zufuhren waren eine Vorausſetzung für die Volksvermehrung und dieſe
wiederum ſteigerte die Auslandsbezüge. Wir ſehen, und haben es

ade im Kriege gefühlt, daß ſich unſere Induſtrie und beſonders die
extilinduſtrie ohne ausländiſche und beſonders auch koloniale Rohſtoffe

nicht entwickeln kann. Unſere Bevölkerung entbehrt jetzt viele Nahrungs-
mittel, beſonders Speifefett, und dieſer Mangel wird beſonders dadu d
hervorgerufen, daß dem Vieh die bisher vom Ausland bezogenen Kraft
futtermittel fehlen.

Wenn wir trotzdem durchhalten können, ſo verdanken wir das in
erſter Linie unſerer Landwirtſchaft, welche ſich erfolgreich den geſteiger
ten Anforderungen angepaßt hat. Wir wiſſen, daß ihre Produktions-
kraft noch geſteigert werden kann, und daß ſie uns in der Zukunft wohl
in die Lage verſetzen wird, eine noch ſtärkere Bevölkerung ausreichend
ernähren zu können. Aber dazu müſſen erſt einige Vorausſetzungen
erfüllt werden. Wir brauchen dazu reichliche Düngemittel, genügende
Arbeitskräfte und ausgedehnten Maſchinenbetrieb auf dem Lande, ſorg

mſte Ackerkultur und hochgezüchtete Pflanzen und Tiere. Heute
nd wir von deſem Ziele noch weit entfernt. Die Kraft unſerer Aecker

erſorgung unſerer Bevölkerung und unſerer
en, auch noch verhältnismäßig klein, ſie n wi

damit wir die heimiſche Produktion ergänzen und feindliche Truſts be

nach dem Kriege wieder emporarbekken und unſere Vetriebswelſe ändern,
wenn wir das Ziel erreichen wollen.

An Vorſchlägen zur Umſtell unſerer la iBetriebe fehlt es nicht, aber auch darin uns Grenzen geſetzt. Wohl
wird uns unſere Induſtrie nach dem Kriege reichlichen und billigen
Stickſtoffdünger liefern, wohl dürfen wir von dadurch erhaltenen höheren
Acker- und Wieſenerträgen teilweiſe einen Erſatz für die ausländiſchen
Futtermittel erhoffen, wohl werden wir die Ackerfläche auf Koſten ge
ringerer Wieſen vergrößern können, aber wir müſſen den Anbau von
Hackfrüchten und Hülſenfrüchten, von HOel- und Geſpinſtpflanzen ſowie
Dutte alenden ſteigern, ohne dabei den Getreideanbau einſchränken
zu dürfen. Daneben müſſen wir wieder auf einen mög-
lichſt großen Viehſtand Bedacht nehmen. Und zu dem allen brauchen

r viel Land. Zwar werden wir Verſchiebungen zwiſchen Akker,
Wieſen- und Waldflächen vornehmen können, werden auch wohl den
Mangel an Land zum Teil durch Jntenſivierung unſerer Wirtſchafts
weiſe ausgleichen können. Alle Wälder dürfen wir nicht in größerem
Maßſtabe umſchlagen, und die Urbarmachung von Moor- und Oedlän-
dereien erfordert viel Zeit.

Mag es auch unſerer tatkräftigen, hochentwickelten Landwirtſchaft
gelingen, alle dieſe Vorausſetzungen zu erfüllen und die Produktion ſo
zu ſteigern, daß ſie Bevölkerung, Viehſtand und Induſtrie ausreichend
verſorgen kann, von heute auf morgen geht das nicht, vielmehr müſ-
ſen wir damit rechnen, daß darüber noch Generationen vergehen wer
den. Denn es wäre dazu wieder eine teilweiſe Rückentwickkung zum
Agrarſtaat nötig, die angeſichts der bisherigen umgekehrten Entwicklung
ſich nur langſam vollziehen könnte.

Was ſoll aber für die nächſte Zukunft werden?
Der alte Zuſtand wird ſich nach dem Kriege nicht geio wieder

herſtellen, die Grenzen werden ſich nicht ſo ſchnell wieder öffnen. Un
ſere Feinde drohen mit dem Wirtſchaftskrieg, ſie können uns durch Zolle
und Abgaben die Einfuhr landwirtſchaftlicher Produkte unmöglich
machen. Darum iſt es ein Gebot der Stunde, daß wir uns auf eige e
Füße ſtellen. Das kann am beſten geſchehen, wenn wir unſere Arbeit
in eigenen Kolonien wieder aufnehmen. Das iſt für uns eine zwingende
Notwendigkeit. Denn Kolonien allein können uns die wirtſchaftliche
Freiheit bringen. Dazu iſt es gar nicht nötig, daß ſie uns unſeren
ganzen Bedarf an landwirtſchaftlichen Rohſtoffen liefern. Es genügt
vielmehr ſchon, daß ſie uns relativ kleine Mengen zur Verfügung ſtellen,

kämpfen können.
Vor dem Kriege ging die Tendenz aller Großmächte dahin, die

iäßt nach, der Viehbeſtand geht quantitativ und qualitativ zurück, die
Unterernährung der Menſchen ſchreitet fort. Langſam müſſen wir uns

Rußland und Amerfkar h echen in China ſättigen wo Dieſer

e e 3 4
in verſchiedenen

bilden, Japanſich cklung muß ſi Deutſchland anpafſen, wenn es nicht verkümmern will r ch
Man hört oft von ſagen, was nötzen uns Kolo-

nien, wenn uns ein neuer Krieg doch wieder von der See abſperrt!
Das iſt unrichtig. Zunächſt iſt es noch ſehr fraglich, ob dieſer Fall
eintritt. Aber ſelbſt wenn er wieder eintreten ſollte, dunn wäre unſere
wirtſchaftliche Lage mit Kolonien nicht ungünſtiger als ohne Kolenien.
Vor allen Dingen aber bauen wir unſere Wirtſchaft doch für den Frie
den auf und nicht für einen Krieg. Dabei können wir nicht mehr darauf
verzichten, die beſondere Produktionskraft der Tropenjonne zur Er
zeugung hochwertiger Produkte für uns nutzbar zu machen.

Wohltmann hat es einmal ausgeſprochen, daß wir „zweierlei Land-
wirtſchaft treiben müſſen, heimiſche und koloniale. Das hat auch die
Deutſche r w ſchaft richtig erkannt, als ſie eine Kolonial
abteilung gründete. Und niemals war die Forderung „zweierlei Land
wirtſchaft“ berechtigter als gerade jetzt.

In den Kolonien finden wir das Ackerland im Ueberfluß, das
uns die heimiſche Scholle nicht bieten kann, und zwor in jeder klima-
tiſchen Lage und mit Böden aller Art und Güte Viele der von uns
ſo dringend benötigten Stoffe können bei uns überhaupt nicht erzeugt

n r Andere werden in den Kolo-
en er, beſſer un erer produziert, ſo daß es unrentabel wäden heimiſchen Boden damit zu belaſten. ß fo

Dabei braucht die heimiſche Landwirtſchaft nicht zu en, daihr in ihrer kolonialen Syweſte eine n Renate nun e
wächſt. Das hieße die Entwicklungsmöglichkeiten unſerer Kolonien
denn doch überſchätzen. Die drei Jahrzehnte bisheriger deutſcher Kolo-
nialtätigkeit haben gezeigt, daß eine ſolche Furcht unbegründet iſt. Eine
willkommene Stütze, nicht aber eine unwillkewone Konkurrenz wollen
wir mit unſerer kolonialen Landwirtſchaft der heimiſchen ſein.

Eine Stütze aber nicht nur als ſondern auch als Ab
nehmerin. So werden z. B. die Kolonſen ſtets Abnehmer für gutes
Zuchtvieh ſein und waren es vor dem Kriege ſchon. Und wenn wir
wieder einen Bevölkerungsüberſchuß haben, ſo werden die Kolonien
deutſche Landwirte als Pflanzungsbeamte, deut he Bauern als Anſied
ler aufnehmen. Heimiſche und koloniale Landwijrt' haft müſſen ſich er
gänzen. Gemeinſam mit den heimiſchen Landwirten wollen wir in
unſerer kolonialen Landwirtſchaft daran ort Dufhſand wirt
ſchaftlich frei zu machen. Daß die heimiſche Landwirtſchaft zu dieſer
gemeinſamen Arbeit bereit iſt, hat ſie urch die Er“udung einer Kolo-freie Wirtſchaft durch Schaffung eigener, geſchloſſener Wirtſchaftsge-

biete zu lockern. England und Frankrich wollten mit ihren Kolonien, nal Abteilung bei ihrer Deutſchen Landwirtſ o Voſoſſſchoft bekundet.

Bekanntmachung.
Erhöhung der Höchſtpreiſe für Käſe

in der Provinz Sachſen.
Auf Grund des S 3, Abſatz 1, der Verordnung des

Bundesrats über Käſe vom 20. Oktober (R.- G.Bl.
S. 1175) und der Erkhaſſe des Präſidenten des Kriegs
ernährungsamtes vom 20. Juli 1917 A. II 8231 und
des Preußiſchen Staatskommiſſars für Volksernährung
vom 3. Auguſt 1917 VIb 3109 II werden für den
Umfang der Provinz Sachſen für den Verkauf von Käſe

Die Lieferung des für das Rechnungsjahr 1918 er-
forderlichen Bedarfs an Zeichenbogen, nämlich

nach den im Bureau der Schulverwaltung ausliegenden

Die Proben derjenigen Lieferanten, welchen der Zuſchlag

Bekanntmachung.

2500 Zeichenbogen 50;65 em und
1000 Bogen Schoellerhammer 50/65 em

Muſtern ſoll vergeben werden.Angebote ſind unter Beifüqung von Proben bis zum Gustav Vhlig 2
März d h W 1 n das Uhren u. Muſikwerke,ureau, Rathausſtraße einzureichen, wo au e S c iLieferungsbedingungen zur Einſichtnahme ausliegen. untere Leipziger Str. P G P e r

Alte, abgeſpielte auch
511] zerbrochene

kauft zu feſtgeſetzten
Preiſen ohne Gegenkauf

Sonntag geöffnet von? ,39 bis
9,30 Uhr vorm. und mittags

Schmiecde, Schlosser
Stellmacher und Zimmerleute

werden eingestellt. [917Jul. Berger
Tiefbau A.-G., Bauführung Körbisdorkt.

werden gesucht durch [916m x Höchſtpreiſe feſtgeſetzt: er Ja erteilt W werden im Schnſbürean zurückyevalten von 11.50 dis 150 ühr.

J S 22 N See e m dis dachagegeden, Derlanzan o Zum Jul. Berger, Tiefbau N.S.e re e enteete egeeeg, Sehuhe eein1. Rundkäſe nach Schweizer Art (Emmen Auswärtige Lieferanten können den Zuſchlag nichtW t en Se Je we m n erhoiten. t suſchtag vee und Stiefel
niger als 30 vom Hundert, aber von Halle, im Februar 1918. werden beſohlt und repawenigſtens 25 v. H. der Trockenmaſſe 130 140 1.80 e riert 806et einen Wingngiviaie Der Magiſtrat. Burgſtraße 48, Bundk der Kriegsheschäcdigten

äſe nach Holländer (Gouda, Edamerr en 7 J unck ehem. Kriegsteilnehmerettgehalt von wenigſtens 25 v. H. dera erneß, Wie tn o Ortsgruppe Haſfe, Südstraße 8.er, Eibinger, Wilſtermarſchkänene AltePromenadeſta Leipziger Straßess Sonnabend, den 2. März,rt und anderer Hartkäſe nem erstrFettgehalt von wenigſtens 10 v. H. der Fernruf 5738. Fernruf 1224. im Markgrafen, Brüd aße 7,
rockenmaſſe 9 100 1.20 nennen IIIIIIIIIIIIIIII abends s Uhr:Tagen mblet Mitgliedervers1. Ruſrer a teien Waldemar Psilander Erna Morena in: 9 ammilun 9.ateller, Münſter Art mit einem Fett i in:halt von Wenigſteng 25 d. 5. der (als Schmied und als Fabrikherr) in er I s biuditta Iſt Auskunft und Beratung
rocenmaſſe 130 140 1.60 Das zweite lIech. Pümspier in 9 Abteilungen. jeden Mittwoch 5 bis 8 Uhr Sädstr. 8.

2. Weichkäſe mit einem Fettgehalt von 922] Drama in 3 Aktenwerigſtens 25 v. H. der Trockenmaſſe Dram t Noch fernstehende Kameradenin Stücken von 60 oder 129 g verpact d Trudes Geheimnis. sind willkommenv y7 Zelitate Se 5 110 120 1.45 Erika ind in: Lustspiel in 2 Akten. [o20eichkäſe nach Camembert, Brie, Reuf-r r t Gesueht ein Mann, leh en Tun Der Vorstand. A. Bàrtels.ehalt von wenigſtens 10 v. H. der der ein Mann ist. I S eine Frau.en he h in hurger t v c 104 114 Lustspiel in 3 Akten. Ulk in 1 Akt.
ichkäſe nach Limburger Art (Backon einem L. L. L. L. L L.ettgehalte von wenigſtens 15 v. H.c iel Ab Freitag den 1. März die Anternatlanalltät und der hriegFrüh er Äaitatehtale i von Karl Kautsky Preis 20 Pf.einem Fettgehalt von wenigſtens15 v. g. der Trocenmaſſe 90 100 1.15 W Alte Promenade ſt a Leipziger Straße 88 ElſaßLothringen und die doztaldemokratie

5. Weichkäſe nach Limburger Art (Back- von Hermann Wendel Preis 40 Pf.et und Romadurkäſe) mit einem Fernruf 5738. Fernruf 1224.ettgehalt von wenigſtens 10. v. H. nur n Zu haben in derder Drckenmaſſe 7o] 80 0.95 III wUühkUſhithiſhkkellltkltimtitnuncurnrſren Buchhandlung Volksſtimme, Hallein Stücken von 60 oder 120 g verpackt

Frühſtücks oder Delikateßkäſe) mit Ia ſt g Henny Porten Gr. Ulrichſtraße 27.ettgehalt von wenigſtens 10 v. H. ß von m b m i M A mder Trockenmaſſe 64 946. Weichkäſe mit einem Fettgehalt von
weniger als 10 v. H. der Trockenmaſſe 65 75
III. Quarg und Quargkäſe.

1. Gepreßter Quarg (Rohſtoff für Quarg

323]
Ein indischer Liebesroman

in 5 Abteilungen. Drama in 4 Akten.
Beginn in beiden Theatern täglich 3 Uhr

in: Edelsteine. Varieté
Kl. Klausſtr. 73 Könige

käſe) mit einem Waſſergehalte von
ren 685 v. 5.2. Speiſequarg mit einem Waſſergehalt

von höchſtens 75 v. H. 62
V T T J

Wer d v

Dasſteue humorisscheprogramnmn

Neue Poſſen: Die verhexten Möbel,
V.

3. rer angereiſter Zrorota J
arzer, Mainzer Stangen-, Jgen und aite a 84 94 1.09 3 T Diſtelfink will ſich ſcheiden laſſen S4. Gereifter Quargkäſe(Harzer, Mainzer, r i Arkomiſch! GSrößter Heiterkeitserfolg! Urkomiſch!Spitz, Stangen-, Fauſt und ähnlicher

e ehe du n J Für unſere Abteilunge e le e h 0hſe er Nontetee S S ch ah e ſuchen wir noch einige geübte
en und Kalkzuſatz gewon znene Cigeis St ginn Wa kgehalt wlur Gegr. 133. P. C. Siebept Feroruf 2363. für jedes Goldſtück Kohpbieger.

von s v. D. 1.höchſten Untere Leipziger Straße 9, gegenüber der Kirche. den vollen Betrag
2. übri behält es bei den V ten dergeren e e Käſe e Dero X und gebe außerdem eine kl. Ascherslehener

m d reeeaeerheraegeeòeo Tafel feinſter hotändiicher Aas chinenfahrikVersſentihang in Kraft Speiſe-9chokolade A. G. (olsMagdeburg, den 17. Februar 1918. M rererrrrrrrrrreen h. Asehersleben.
Der O nächſten SonnabenVorſtehende Vekanntm wird hiermit zur Wir bitten dei J derückſ 800]e unſere Inſerenten e e

Sollte den 2. wer i. I em
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Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 40.

Halle und Saalkreis.
Halle, 27. Februar 1918.

Krieg und Geſchlechtsmoral.
Ehen, die nicht im Himmel geſchloſſen werden.

Nach Erklärungen vieler Religionsſtreiter ſoll der Weltkrieg
in religiöſer Beziehung günſtig auf den einzelnen gewirkt haben.
Nimmt man jedoch große bürgerliche Zeitungen in die Hand und
lieſt beiſpielsweiſe nur die ſpaltenlangen Heiratsmärkte, dann merkt
man von der religiöſen Vertiefung herzlich wenig.

Shen werden nach der Religionslehre bekanntlich im Himmel
geſchloſſen. Die Eheſchließung auf Erden iſt jedoch für die Zeitungs
kapitaliſten ein ſehr einträgliches Geſchäft. Ganze Seiten füllen
die Heiratsannoncen der Selbſtinſerenten und der gewerblichen Ver
mittler. Die Welt iſt anſtatt religiöſer, ſehr proſaiſch geworden, wie
die Ernährungsfrage jedermann zeigt. Draußen ſinkt die Blüte der
Nation hin, drinnen werden fein ſäuberlich nach Geld, Geſchäft,
Erbe und Titel die Heiratskandidaten und kandidatinnen ge-
ordnet, wie man ſonſt einen preisgekrönten Ochſen, einen gelchrigen
Papagei oder die Zuchtkaninchen anbietet.

Liebe, das Fundament der Ehe, perſönliche Achtung, die zur
dauernden ehelichen Verbindung gehört, wie das liebe Brot zum
Leben, ſind beim modernen Heiratsmarkt überflüſſige Sachen. Die
Hauptſache iſt bei den einen recht viel Geld, bei den anderen recht
bald unter die Haube zu kommen. Bei anderen ſpielt das Weib oder
der Mann als Perſon keine Rolle: um das Geſchäft zu vergrößern,
wird Kapital geſucht, was für ein Lebensgefährte damit in Kauf
genommen werden muß, iſt Nebenſache. Andere wieder bonutzen
den Heiratsgerichtsmarkt, um ein luſtiges Weibchen oder einen
flotten Mann zum Zeitvertreib zu finden.

Aus Sonntagsausgaben zweier Berliner Blätter greifen wir
nur einige Annoncen heraus (es wimmeln derer Hunderte in den
zwei Blättern herum).

Da ſucht eine gewerbsmäßige Vermittlerin, die ihre guten Be
ziehungen zur Ariſtokratie betont, geeignete Gatten für Millio-
närinnen. Die Dame, die für gutes Geld die Herzen zuſammen-
ſchmiedet, läßt ihre Klienten ſogar einen Blick in die Zukunft tun,
indem ſie in ihrer Annonce hervorhebt, daß jetzt die denkbar günſtig-
ſten Chancen für eine ſorgenfreie Zukunft mit glücklichem Heime
vorhanden ſind. Ebenfalls etwas für Kriegsgewinnler und Lebens-
mittelwucherer hat eine andere Vermittlerin auf Lager. Sie kann
aber infolge der geſellſchaftlichen Stellung ihres Mannes nicht mit
dem Namen an die Oeffentlichkeit treten. Dieſe ſeriöſe, verheiratete
Vermittlerin vermittelt dafür aber reiche Ehen durch Anbahnung
in geſellſchaftlicher Form. Da werden dann die Kandidaten und
Kandidatinnen zu einem Teechen oder kleinem Geſellſchaftsabend
geladen und vorgeſtellt. Klappt das Geſchäft, ſo ſtreicht die Ver-
mittlerin ihre nicht kleine Prodiſion ein; klappt es nicht, ſo wirds
bei dem nächſten Zuſammenſein etwas deutlicher arrangiert; die
Bemerkung, daß die Partie anderweitig zuſtande kommt, hilft dann
noch ein bißchen nach

Eine weitere Vermittlerin hat Kommerzienratstöchter, die eine
2öjährig mit 100 000 Märker, die andere 35jährig aber auch mit
großem Vermögen, auf dem Lager. Daß ſehr viele dieſer ange
prieſenen Partien nur „Lockvögel“ ſind, kann ſich der Leſer vor
ſtellen. Für viele Vermittlerinnen handelt es ſich vor allem darum,
erſt einmal Adreſſen von Heiratsluſtigen zu erhalten. Haben ſie die
Adreſſen, dann werden diejenigen, die auf dieſem „nicht mehr un

ihr Glück ſuchen“, mit Muſterkollektionen
bedacht.

Neben dieſen von gewerbsmäßigen Vermittlerinnen ausgehen-
den Offerten, findet man je nach Art der Zeitung auch einfachere
Heiratsannoncen, die nichtsdeſtoweniger einen Einblick in das Ge
biet der moralischen Wegwerfung viele Männer und Frauen ge
währen. Da ſucht zum Beiſpiel im Berliner Tageblatt ein 40jähriger
Cafetier „ſeinen idegalen Lebensanſchauungen entſprechend eine
Lebensgefährtin, da er, ſo ſchreibt er im Jnſerat, „wie man ſagt,
wie geſchaffen zum Ehemann iſt“. Jn demſelben Blatt ſucht „ein
intelligenter einfacher Herr, dunkelblond, mit geſtutztem Schnurr-
bart und Augengläſer tragend“, die Bekanntſchaft einer Dame.
Dieſer Mann mit geſtutztem Schnurrbart ſieht weniger auf Schön
heit, wenn ein größeres Vermögen vorhanden iſt. Selbſt körperliche
Gebrechen genieren ihn nicht. Mehr kann man doch nicht verlangen.
Je größer der Buckel, deſto größer der Geldſack, denkt er jedenfalls.

Jn einem anderen Berliner Blatt ſind zwar keine Millionärxin-
nen zu verſchachern, aber die Heiratsſüchtigen fragen dort ebenſo-
wenig nach Jdealen und Liebe. Geld oder Geſchäft iſt auch hier

Halle, Mittwoch den 27. Februar 1918.

beim Mittelſtandspublikum die Loſung. Ein Elektriker ſucht eine
Dame mit 2000 Mark Vermögen, um Material einzukaufen. Die
Dame, ob jung oder alt, iſt Nebenſache. Für 2000 Mark will er ſein
Lebensglück riskieren. Eine Witwe ſucht einen Herrn in guter
Stellung, der aber in ſeiner freien Zeit Luſt hat, ſich im Kohlen
geſchäft zu betätigen. Da werden wohl nicht viele anbeißen. Erſt
tagsüber arbeiten, und dann abends Preßkohlen austragen Ein
Varieteekünſtler, der weltgereiſt iſt, hat nirgends ein Goldfiſchlein
gefunden. Nun ſoll ihm die Zeitungsannonce eins verſchaffen. Be
ſcheidener iſt eine 55jährige alleinſtehende Frau, die einen Ehe
gatten ſucht, aber ſchließlich auch mit einer Wirtſchaftsſtellung ſich
zufrieden gibt. Nach direkter Kuppelei riecht eine Offerte in dem
ſelben Blatt, in der vier Kriegerwitwen, „ſehr luſtig“, Herren
bekanntſchaft ſuchen, zur neuen Ehe eine gute Vorbedingung! Jns
ähnliche Gebiet gehört eine Annonce, wonach „2 neumärkiſche Dorf-
ſchwalben durch netten Briefwechſel gern etwas Sonne und Fröh-

das Blatt der ßozlaldemokratie
iſt nach dem Abzug der ultraradikalen Unab-
hängigen für den geſamten Regierungsbezirk
Merſeburg einzig und allein

die Volksſtimme-
v Kein anderes Blatt außer ihr hat ein Anrecht

darauf, ſich ſozialdemokratiſch zu nennen. Am
allerwenigſten können das die beiden Blätter in
Halle und Zeitz tun, die mit dem Abſchwenken
ihrer Mandatgeber ins unabhängige Lager den
Charakter von ſozialdemokratiſchen Zeitungen
verloren haben.

wer dozialdemokrat i
und wer wäre das wohl heute nicht im

Grunde ſeines Herzens als Angehöriger des
arbeitenden Volkes, unter den jetzigen überwäl-
tigend großen Zeitereigniſſen, die nach einer
Radikaliſierung aller Verhältniſſe geradezu
drängen oder wer auch nur ſich

überdiedozialdemokratieorientieren

will, der muß die Volksſtimme leſen. Denn ſie
allein verfechtet die Jntereſfen der Sozialdemo-
kratie, wie es ſich gebührt, und ſie allein berichtet
wahrheitsgemäß über ihre Haltung zu allen
ſchwebenden Ereigniſſen.

darum haltet die bolksſtimme!

lichkeit in ihr Neſt tragen möchten“. Erwähnen wir noch den
„18 jährigen Mann“, der die Bekanntſchaft nicht wie der Leſer
meint, des Rohrſtocks, ſondern einer „liebevollen Dame“ ſucht, ſo
dürfte an den paar Beiſpielen gezeigt ſein, wie intereſſant „be-
lehrend“ viele bürgerliche Blätter ſind.

Jm redaktionellen Teil wird wacker für die Erhaltung der
guten Sitten und der Religion geſtritten und hinten werden durch
Annoncen, die den Blättern ein ſchönes Stückchen Geld einbringen,
Ehen vermittelt, von denen man bei vielen den Ausgang dann nach
einiger Zeit wieder unter der Rubrik „Gerichtsſaal“ nachleſen kann.
Dann wird allerdings mit züchtigem Augenaufſchlag Zeter und
Mordio geſchrien, ſtatt an das Dichterwort zu denken:

Das Leben iſt der Güter höchſtes nicht;
der Uebel größtes aber iſt die Schuld.

2. Jahrgang.

Soziale Mängel in Halle.
Der a der Sachbezüge, die viele Perſonen ſtatt des

Gehalts oder Lohnes oder neben ihm von ihrem Arbeitgeber oder „drit
ten“ als Entſchädigung für ihre Arbeitsleiſtung erhalten, iſt für eine Reihe
von Vorgängen zu verſchiedenen Berechnungen ſehr wiſſenswert. So
gelten z. B. für das ganze Gebiet der Sozialverſicherung ſolche Sach-
bezüge (völlige oder teilweiſe Beköſtigung, freie Wohnung uſw.) als
„Entgelt“ und werden dem Barlohn zugerechnet. Um hier Richtlinien
zu haben, beſtimmt g 160 der Reichsverſicherungsordnung, daß der Wert
der Sachbezüge nach Ortspreiſen berechnet wird, die das Verſicherungs
amt feſtſetzt.

Das Verſicherungsamt der Stadt Halle a. S. hat z. B. folgende
noch jetzt gültigen Sätze feſtgeſetzt: 1. für Betriebsbeamte,
Werkmeiſter und andere Angeſtellte in ähnlich gehobener Stellung
Handlungsgehilfen uſw. r völlig freie Station einſchließlich
Wohnung und Heizung 2 M. pro Tag, für Verpflegung allein 1.50 M.
für Mittageſſen 45 Pf., Abendbrot 35 Pf., erſtes Frühſtück 15 Pf., uſw
2. für Gewerbegehilfen jeder Art, ungelernte Arbeiter beiderle
Geſchlechts, weibliche Handlungsgehilfen uſw. für völlig freie Station
einſchließlich Wohnung 1.50 M. pro Tag, für Verpflegung allein 1.20
Mark, für Mittageſſen 35 Pf., Abendbrot 30 Pf., 2. Frühſtück 15 Pf.
Veſper 15 Pf. uſw. 3. für weibliche Dienſtboten jeden Alters
Aufwärterinnen, Waſchfrauen und ſämtliche gewerblichen Angeſtellten
unter 16 Jahren für völlig freie Station je Tag 1.25 M., für Ver
pflegung allein 1 M., für Mittageſſen 30 Pf., Abendbrot 25 Pf., erſtes
Frühſtück 10 Pf., zweites Frühſtück 15 P., Veſper 10 Pf. uſw.

Es bedarf wohl keiner Begründung weiter, wenn wir ſagen, daß dieſe
Sätze heute längſt unzureichend ſind. Das bedeutet aber eine Schä-
digung der betreffenden Perſonen. Sie ſind z. B. in
der Krankenverſicherung in viel zu niedrigen Lohnklaſſen und erhalten
im Falle der Erwerbsunfähigkeit ein viel zu niedriges Krankengeld.
Dasſelbe gilt entſprechend auch für die Renten in der Invaliden und
Unfallverſicherung. Bei Dienſtboten gelten die Sätze in der Regel auch
für die Entſchädigungen von der Dienſtherrſchaft für die kündigungslöſe
Entlaſſung uſw.

Während des Krieges iſt (auch in Halle) ſchon wiederholt petitio
niert worden, daß die Sätze den veränderten Verhältniſſen angepaßt
werden mögen. Dieſes berechtigte Verlangen iſt aber immer abgelehnt
worden. Das Verſicherungsamt der Stadt Halle begründete die Ab
lehnung damit, daß die Teuerung nur eine vorübergehende ſei und nach
dem Kriege wieder normalen Verhältniſſen weichen würde. Andere Ver-
ſicherungsämter erklärten, daß jetzt rechtlich eine Neufeſtſetzung
überhaupt nicht zäaläſſig ſei.

Durch Vermittlung der Zentralverbände der Ortskrankenkaſſen,
Hausangeſtellten uſw. iſt jetzt wenigſtens erwirkt worden, wie wir be
reits mitteilten, daß die preußiſchen Miniſter für Handel, Gewerbe und
Landwirtſchaft eine Verordnung erlaſſen haben, die den Verſicherungs-
ämtern die Nachprüfung freiſtellt. Sollen, ſo heißt es darin, die be
ſtehenden Sätze mit den tatſächlichen Verhältniſſen in großem Gegenſatz
ſtehen, ſo ſoll eine anderweite Feſtſetzung ſtattfinden.

Hoffen wir, daß auch das Verſicherungsamt der Stadt
Halle den Anregungen entſpricht.

Der Beamkenausſchuß gegen den Oberbärgermeiſter. Der
Halleſche Beamtenausſchuß hielt jetzt wieder eine Sitzung ab, die auch
einiges öffentliche Intereſſe beanſpruchen darf. Einleitend gab der Vor
ſitzende, Abg. Delius, ſeiner Freude über den erſten Friedensſchluß Aus
druck, dem hoffentlich bald der allgemeine Frieden folgen werde. Gerade
die Beamtenſchaft, die neben dem Mittelſtand in dieſer Zeit ſo ſchwer
leide, habe das größte Intereſſe an der möglichſt baldigen Beendigung
des Krieges. Der „Volksbund für Freiheit und Vaterland“, dem ſich
ſämtliche Beamtenverbände der Intereſſengemeinſchaft angeſchloſſen hät
ten, werde auch in Halle in Wirkſamkeit treten. Dann berichtete der Stadt
verordnete Balke über die Teuerungszulagen an die ſtädtiſchen Be
amten. Hierbei nun erklärte er die Art, wie der Oberbürgermeiſter die
einmalige Teuerungszulage abgewieſen habe, nicht für glücklich. Außer
dem bezeichnete er die Entlohnung der Hilfskräfte als zu niedrig. Der
Vorſitzende ſtellte feſt, daß die Aeußerung des Oberbürgermeiſters über
die zu befürchtende unzweckmäßige Verwendung der einmaligen Teue
rungszulage nicht nur der ſtädtiſchen, ſondern der geſamten Beamten
ſchaft ein ſchlechtes Zeugnis ausſtelle, gegen das Verwahrung eingelegi
werden wüſſe. Die Behauptung entbehre völlig der Begründung. Zu
zugebende Einzelfälle rechtfertigten ein ſolches Urteil nicht. Jm übrigen
aber gebe auch er ſeiner Befriedrigung über die Höhe der Zulagen
Ausdruck. Wenn damit auch noch nicht das Einkommen der Staats
beamten erreicht werde, ſo ſei doch ein ſehr erfreulicher Fortſchritt zu ver
zeichnen. Ein dem Vorſtande angehöriger ſtädtiſcher Beamter ſchloß ſich
den Ausführungen des Stadtverordneten Balke an. Von kleinen Un
ſtimmigkeiten abgeſehen ſei die Beamtenſchaft mit der Regelung zufrieden.
Herr Sperl hielt es für richtig, daß gegen die Aeußerungen des Ober-
bürgermeiſters in der Verſammlung Stellung genommen würde. Nach
einem Bericht des Vorſitzenden über den Stand der ſtaatlichen Teuc
rungszulage brachte der Stadtverordnete Balke die Sprache auf die Ver-
ſchuldung der Beamten, und wies auf die Unmöglichkeit hin, gegenwärtig
Wäſche und Kleidungsſtücke anzuſchaffen. Hierzu müßten außzerordent
liche Mittel aufnewendet werden. Ein Vertreter des Vereins der Ruhe
ſtandsbeamten behandelte die beſonders drückende Notlege der Pen-

das Rbenkeuer der Veuſahronncht.

Novelle von Heinrich Zſchokke.
Philipp gewann durch die leutſelige Anrede des alten

Königs wieder Mut, und beichtete haarklein, was er getan
und erlebt hatte, von Anfang bis zu Ende. Doch war er klug
und beſcheiden genug, das zu verſchweigen, was er in ſeiner
Prinzenrolle von den Höflingen gehört hatte, und wodurch
Julian hätte in Verlegenheit geſetzt werden können. Der
König lachte bei der Erzählung einige Mal laut auf; dann
tat er noch einige Fragen über Philipps Herkunft und Be
ſchäftigung, nahm ein paar Goldſtücke vom Tiſche, gab ſie ihm
und ſagte: „Nun geh' du, mein Sohn, und warte deines Be
rufs. Es ſoll dir nichts Leides geſchehen. Aber entdecke keinem
Menſchen, was du in dieſer Nacht getrieben und erfahren haſt.
Das befehle ich dir. Nun geh'!“ t

Philipp fiel dem König zu Füßen und küßte deſſen Hand,
indem er einige Worte des Dankes ſtammelte. Als er wieder
aufſtand, um for ſagte Prinz Julian- bitte
untertänigſt, daß Jhre Majeſtät dem jungen Menſchen er
lauben wolle, draußen zu warten. Jch habe ihm für das Un
S das ich ihm dieſe Nacht verurſachte, noch eine kleine

d abzutragen.“ sDer König nickte lächelnd mit dem Kopfe, und Philipp
entfernte ſich.

„Prinz!“ ſagte der König, und warnte drohend mit dem
aufgehobenen Finger: „Ein Glück für Sie, daß Sie mir die
Wahrheit ſagten! Jch will auch diesmal noch Jhren wilden,
Wernen Poſſen Verzeihung widerfahren laſſen. Sie hätten

verdient. Noch einmal ſolch einen Pagenſtreich, und ich

i ſein. Nichts wird Sie dann gen.verde unerbittlich
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Die Geſchichte mit Herzog Hermann muß ich noch näher
kennen. Gut, wenn er fortgeht; ich mag ihn nicht. Von dem,
was Sie über den Polizei und Finanzminiſter ſagten, er-
warte ich ebenfalls Beweiſe. Gehen Sie jetzt, und geben Sie
dem jungen Gärtner ein Trinkgeld. Er hat in Jhrer Maske
vernünftiger gehandelt, aſs Sie in der ſeinigen.“

Der Prinz verließ den König. Er legte in einem Neben-
zimmer den Ballanzug ab, den Ueberrock an, ließ Philipp
rufen und befahl ihm, mit ihm in ſeinen Palaſt zu gehen. Hier
mußte Philipp alles, was er als Stellvertreter Julians auf
dem Ball vernommen und geſprochen, Wort für Wort er-
zählen. Philipp gehorchte. Julian klopfte ihm auf die Schul
ter und ſagte: „Höre, Philipp, du biſt ein geſcheiter Kerl.
Dich kann ich gebrauchen. Jch bin zufrieden mit dir. Was du
in meinem Namen dem Kammerherrn Pilzow, der Gräfin
Bonau, dem Marſchall und ſeiner Frau, dem Oberſt Kalt,
dem Finanzminiſter und den übrigen geſagt, finde ich ganz
vernünftig, und ich will es anſehen und halten, als hätte ich es
ſelbſt geſagt. Dagegen mußt du zu den Verſen ſtehen, die ich
in deinem Namen als Nachtwächter geſungen habe. Du wirſt
zur Strafe deines Nachtwächterdienſtes entſetzt werden; das
laß dir gefallen. Dafür mache ich dich zum Schloßgärtner bei
mir. Jch übergebe dir meine Gärten von den beiden Schlöſſern
Heimleben und Quellental. Das Geld, welches ich deiner
Braut gegeben, ſoll ihre Ausſteuer bleiben, und den Wechſel
des Marſchalls Blankenſchwerd löſe ich auf der Stelle bei dir
mit fünftauſend Gulden ein. Jetzt geh', diene mir treu und
führe dich gut auf.“

15.

Wer war glücklicher, als Philipp! Er flog in vollem
Sprung zu Röschens Haus. Noch war Röschen nicht zu Bette;
ſie ſaß mit ihrer Mutter am Tiſche und weinte. Er warf di

iſt deine Ausſteuer! und hier fünftauſend Gulden, die ſind
mein. Jch habe als Nachtwächter Fehler gemacht; dafür rer-
liere ich die Anwartſchaft auf des Vaters Dienſt, und über-
morgen ziehe ich als Schloßgärtner des Prinzen Julian nach
Heimleben. Und Jhr, Mutter, und Röschen müſſet mit mir
nach Heimleben. Mein Vater und meine Mutter müſſen auch
mit mir. Jch kann euch nun wohl alle ernähren. Juchheh! Gotr
gebe allen guten Leuten ein ſolch' gutes Neujahr!“

Mutter Bittner wußte nicht, ob ihren Ohren trauen bei
Philipps Erzählung, und ihren Augen beim Anhlick des vielen
Geldes. Aber als Philipp ihr alles und wie es gekommen, doch
eben nicht mehr als zu wiſſen nötig war, erzählt hatte, ſtand
ſie ſchluchzend auf, umarmte ihn mit Freuden und legte dann
ihre Tochter an ſein Herz. Nun lief oder tanzte die freude-
trunkene Frau im Zimmer herum, fragte: „Wiſſen das alles
auch dein Vater und deine Mutter ſchon?“ und da es Philipp
verneinte, rief ſie: „Röschen, mache Feuer an, tue Waſſer üket,
koche einen guten Kaffee für unſer Fünf!“ nahm ihr wollenes
Mäntelchen, wickelte ſich hinein und ging zum Hauſe hinaus.

Röschen aber vergaß an Philipps Herzen Feuer und
Waſſer. Sie ſtanden noch in feſter Vmarmung, als Frau
Bittner zurückkam, begleitet vom alten Gottlieb und Mutter
Käthe. Die umringten ſegnend ihre Kinder; Mutter Bittner,
wollte ſie Kaffee, mußte ihn ſelber kochen.

Daß Philipp den Nachtwächterdienſt einbüßte, daß Rös-
chen nach vierzehn Tagen ſeine Frau ward, daß beide mit
ihren Eltern nach Heimleben zogen das gehört nicht zum
Abenteuer der Neujahrsnacht, welches niemandem verderblicher
ward, als dem Finanzminiſter Bodenlos. Man hat auch ſeit
dem nicht gehört, daß Prinz Julian ähnliche Genieſtreiche
gemacht habe.

Ende.
volle Börſe auf den Tiſch und ſagte atemlos: „Röschen, das



idnäre. Schließlich wurde noch lebhafte Klage üder die unzweccuräige
Uusgabe der Petroleummoarken geführt; die Kaufer mähten umnötiger
weiſe an den Verteilungsſtellen ſtundenlang warten Was hier gegen
den Oberbürgermeiſter geſagt worden iſt, mag alles ganz c und
ſchön ſein. Aber eine Frage erhebt ſich doch, wenn man ſſeht, auf
welche Art der Beamtenausſchuß ſeinem Herzen Luſt macht: Warum der
Stadtperordnete Balke ſamt den übrigen „Beamtenfreunden“ unter
den Stadtverordneten alles das nicht im Stadtverordnetenkollegium ge
ſagt haben. Dort wäre doch der berufene Ort dafür geweſen, und von
dort aus, gleich als Antwort auf die Schulmeiſtereien des Oberbürger-
meiſters, wäre auch die beſte Wirkung ausgegangen. Statt deſſen ver
kriecht man ſich in den Beamtenausſchuß und ballt dort die Fäuſte, noch
dazu ſechs Wochen nachher. Das iſt nicht gerade ein Heldenſtreich,
Oktavio! Aber daran iſt man jo in Halle ſchon gewöhnt. Redet der
Oberbürgermeiſter einmal etwas, und ſei es ſelbſt das ſtärkſte Zeug,
dann hören ſämtliche bürgerliche Stadtverordnete andachtsvoll zu und
ſchlucken alles ehrfurchtsvollſt hinunter, aber eine kräftige, ehrliche Oppo
ſition wagen ſie nicht.

*Fahrplanänderungen. Von Freitag, den 1. März an fallen fol
gende Züge bis auf weiteres aus: 3 zwiſchen Frankfurt a. M. und Halle
(an 7,23 Uhr); 8 zwiſchen Halle (ab 7,33 Uhr) und Eiſenach; D 203
Frankfurt a. M.-- Halle ab (5,57 Uhr) Berlin (an 8,36 Uhr):
D 206 Leipzig (ab 10,37 Uhr) Weißenfels (ab 11,28 Uhr) Frank
ſurt a. M.); D 238 Berlin (ab 7,03 Uhr) Halle (ab 9,50 Uhr)
Frankfurt a. M.; D 241 Frankfurt a. M. Weißenfels (ab 3,54 Uhr

Leipzig (an 4,45 Uhr).

Jndirekte Erhöhung der Kohlenſteuer Aus rheiniſchweſt
fäliſchen Kreiſen wird die angeblich von parlamentariſcher Seite an
zeregte Jdee aufgegriffen, das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlenſyndikat
ſolle die im Auslandsgeſchäft erzielten Ueberpreiſe mit Rückwirkung
t das ganze Jahr 1917 an das Reich abführen, und für den Fall,
aß dieſer Vorſchlag durchdringe, halte man in den Kreiſen der

Rohkohlenzechen eine anſehnliche Preiserhöhung im Jnland für
dringend notwendig. Wir glauben wohl, daß den Zechen eine an
ſehnliche Erhöhung der Jnlandspreiſe lieber iſt als die Möglichkeit,
die im Auslande erzielten Ueberpreiſe wie bisher zum größten
Teil für ſich zu behalten. Jhre Geſamterträgniſſe würden ſich da
durch nicht verſchlechtern, ſondern eher verbeſſern. Jm Jntereſſe
der inländiſchen Konſumenten läge aber eine derartige Regelung
keineswegs. Sie müßten die Summen, die dem Reich aus den Aus
landsverkäufen zufließen würden, aus ihrer Taſche vezahlen, was
praktiſch auf eine Erhöhung der ſchon an und für ſich recht drücken
den Kohlenſteuer hinausliefe. Gewiß iſt die Frage zu prüfen, ob
die Kohlenzechen einen Teil der von ihnen im Auslandsgeſchäft er
zielten Ueberpreiſe undeſchadet einer angemeſſenen Geſamtrentabi-
lität ihrer Betriebe an das Reich abführen könnten. Eine Steige-
rung der Jnlandspreiſe über den gewöhnlichen von Zeit zu Zeit
erforderlich werdenden Umfang hinaus darf ſich aber hieraus nicht
ergeben. Einer von den Zechenbeſitzern geforderten „anſehnlichen“
Herauffetzung der Jnlandspreiſe wäre immer noch der jetzige Zu
ſtand vorzuziehen, bei dem die hoben Auslandspreiſe dazu benutzt
werden, um die an ſich vielleicht mäßigen Erträgniſſe aus dem Ver-
kauf mancher Kohlenſorten im Jnland auszugleichen.

Jur Gewährung von Lebensmikkelzulagen für Schwerarbeiter
wird vom Magiſtrat folgendes bekannt gegeben. Nach den Anord-
nungen der zuſtändigen Stellen ſind die beſonderen Zulagen an Lebens-
mitteln für Schwer- und Schwerſtarbeiter nur für ſolche Perſonen be

ſtimmt, welche ſchwere körperliche Arbeit zu leiſten haben und dieſe
Arbeit auch tatſächlich verrichten. Diejenigen Arbeiter, die nicht wirklich

arbeiten, haben keinen Anſpruch auf Lebensmittelzulagen, ihnen ſind
dieſe Zulagen zu entziehen. Nach dieſen Grundſätzen wird in Zukunft
ſtreng verfahren werden.

Gegen den Schleichhandel der Fabriken. Nach einer Mitteilung
des Düſſeldorfer Regierungspräſidenten ſteht das Verbot bevor, daß
indüſtrielle Werke Schleichhandelswaren beziehen und in den Fabriken
verteilen laſſen. Die noch vorhandenen Beſtände ſollen feſtgeſtellt und
für die von einer Jnduſtrieverſorgungsſtelle zu regelnde Verteilung an
die Arbeiter erfaßt werden. Dieſe Stelle erhält auch die auf der Bahn
beſchiagnahmten Waren.

Preisangebote für Lebensmittel auf Poſtkarten ſind genehmi
zungepflichtig. Jn periodiſchen Druckſchriften oder in ſonſtigen
„Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt
ind“, dürfen ohne vorherige Genehmigung der Polizeibehörde Auf-
forderungen zur Abgabe von Preis angeboten auf Lebens oder
Futtermittel ebenſowenig veröffentlicht werden wie Verkaufsange-
vote über ſolche Waren. Was unter Veröffentlichung in periodiſchen
Druckſchriften“ zu verſtehen iſt, unterliegt kaum einem Zweifel,
anders dagegen der Begriff der „ſonſtigen Mitteilungen, die für
einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt ſind“. Infolgedeſſen
tag der Verſuch nahe, mit Hilfe dieſes Begriffes die ganze Ver-
öffentlichungsbeſtimmung zu umgebken, und es ſind manche dahin
gehenden mehr oder weniger erfolgreichen Schritte unternommen
worden. Dem Treiben hat jedoch jetzt das Kammergericht Abbruch
getan, indem es ſich zu einer ſehr ſtrengen Auffaſſung deſſen, was
unter Mitteilungen für einen größeren Kreis von Perſonen“ zu
verſtehen iſt, bekannt hat. Jn dem betreffenden Falle waren die
Aufforderungen zur Abgabe von Preisangeboten auf Poſtkarten
erfolgt, die nach und nach an einen Kreis von Jntereſſenten geſchickt
wurden. Jede einzelne Mitteilung war alſo nur für einen Empfänger
eſtimmt, trotzdem kam aber das Kammergericht zur Verurteilung.
Das Gericht ſagt, die Mitteilung könne auch nach und nach ge
ſhehen, wenn ſie nur von Anfang an für einen größeren Kreis von
Perſonen beſtimmt ſei. Ein ſolcher größerer Kreis ſei jedoch ſchon
daraus zu folgern, daß die Karten allmählich an ſämtliche im Reichs-
adreßbuch für den fraglichen Geſchäftszweig in Betracht kommenden
Firmen geſandt werden ſollten.

Die neus gamkſiche Sommerzeit wird demnächſt wieder beginnen.
Der Uebergang ſoll ſich in der Nacht von Ofterſonntag auf Oſtermontag,

alſo am 1. April vormittags 2 Uhr, vollziehen. Als Schlußzeit iſt der
30. September, vormittags 3 Uhr, ins Auge gefaßt.

Verkehrszeiten des Stadibades. Vom 1. März an ift das Römiſch
riſche Bad wie e geöffnet: für Herren Sonntags vormittags von
72 bis 12 Uhr, Montags und Donnerstags vormittags von 7 bis
1 Uhr. Dienstags nachmittags von 1 bis 7 Uhr, Freitags von 1 bis
3 Uhr, Mittwochs und Sonnabends vormittags von 73 bis 1 Uhr und
nachmittags von 4 bis 7 Uhr, Sonnabends bis 8 Uhr; für Damen:
Montags und Donnerstags nachmittags von 1 bis 7 Uhr, Dienstags
und Freitags vormittags von 756 bis 1 Uhr, Mittwochs und Sonn
abends von 1 bis 4 Uhr. Die Schwimm-, Wannen- und Brauſe-
bäder ſind für beide Geſchlechter an den Wochentagen von früh 75
bis 7 Uhr abends, Freitags und Sonnabends bis 8 Uhr abends, Sonn
tags von früh 774 bis 12 Uhr mittags geöffnet. Vom 1. April an
werden alle Bäder ſchon von früh 7 Uhr an offengehalten.

Keine Kriegsgefangenenpoſt nach Rußland mehr. Under Rück
ſichtnahme auf die veränderten politiſchen Verhältniſſe iſt der Aus
tauſch von Kriegsgefangenenpoſt mit Rußland durch die Front ein
geſtellt worden. auch auf dem Wege über Schweden zur Zeit keine
Beförderungsgelegenheit nach Rußland beſteht, können bis auf
weiteres keinerlei Poſtſendungen an Kriegsgefangene in Rußland
angenommen werden. Dasſelbe gilt für die bisher über Schweden
W Rußland beförderten Poſtſendungen an Kriegsgefangene in

umänmien.

Die nach Landortien. Viele Eilbrieffend ngen und
Eilpakete an Empfänger die im Landbeſtellbezirk einer Poßarſtalt
vohnen, werden von den Abſendern unzureichend freigen. acht; oft werden

ir um die Gebühren für die Eilbeſtellung m Ortsbeſtellbezirk(28 Pf. für Briefſendungen und 40 Pf. für Pakete) vorausbezahſt. S

Fernhaltung von Weiterungen wird darauf aufrrerkſam gemacht,
der Vorausbezahlung des Einbeſtellgeldes für Sendungen an Empfänger
in x ohne Poſtanſtalt ſur Brieffendungen 69 Pf, für Pakete
Pf. zu entr.giten ſind.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw. ine
Stadttheater.

König für einen Tag. Romantiſch-komiſche Oper von Adolphe
Adam. Diesmal es wieder um eine Art Ausgrabung, aber
um keine von dem Wert etwa des Dittersdorfſchen Operchens „D
ad re Reg Sie el tig telneſe v ereleh al We
i Effekte r und wirkt vor allem durch eine glückliche Inſtru
mentierung, die ſich ebenſo fähig an lyriſchen Parſien wie an dramatiſchen
Stellen erweiſt. Aber daneben gibt es doch zu viel banale, ja geradezu
auf den Ton der alten Singſangopern unſeligen A nkens eingeſtellte
Partien, die ausgeſprochenermaßen ganz oberflächlich gearbeitet, nur
auf den Effekt zugeſchnitten ſind und die einen reinen, ungetrübten
Genuß der übrigen Teile immer wieder ſtören. edeſſen kommt
dieſer Muſik keine beſondere Bedeutung, noch weniger ein beſtimmter
Wert zu, den man gerade bei „Ausgrabungen“ doch immerhin voraus

muß. Hinzu tritt, daß auch die ganze Handlung auf ſehr ſchwachen
hen ſteht und dem Zuhörer mitunter Dinge als glaubwürdig zumutet,

die ſelbſt bei einer Spieloper nicht durchgelaſſen werden können.
Immerhin dürfte auch dieſe Oper noch manche Aufführung erleben.

Die Wiedergabe vermochte nicht in allen Teilen zu genügen.
Wenn ſie doch noch einigermaßen gut abſchnitt, ſo iſt das vor allem
Herrn Alfred Erneſti zu danken, der mit ſeiner hellen, friſchen und
dabei äußerſt modulationsfähigen Stimme, nicht weniger auch durch ſein
ewanbtes Spiel einen recht wirkungsvollen Fiſcher Zephoris und Talmi-
önig hinſtellte. Auch Herr Adalbert Lieban als Fiſcher Pifear war
recht gut, wenngleich diesmol mehr durch ſein Spiel als ſeinen Geſang,
der in der Höhe und Fülle nicht recht zureichte. Anerkennung verdienen
auch Herr Emil Fiſcher als Prinz Kadoor und Frl. Anna Eng
hardti als niedliche Zelide. Doch bei dem König des Herrn Georg
Weſternhagen trat ſchon die Güte des Geſanges zu viel hinter
der des Spieles zurück, hauptſächlich infolge des gaumigen Charakters
der Stimme dieſes ſonſt ſo talentierten Künſtlers. Die Prinzeſſin Nemea
des Frl. Schwar z konnte geſanglich auf keinen Fall ge-
nügen, dazu langte es eben nicht infolge der Unergiebigkeit dieſer Stimme
nach verſchiedenen Richtungen hin, ſo anerkennenswert auch wiederum
das Spiel die'er Künſtlerin war. Das Orcheſter war unter Herrn
Nöhrens Leitung wieder vortrefflich, nur hätte es manchmal den
Chor und die Soliſten nicht gar zu ſehr zudecken ſollen. cw.

Stadttheater. Heute, Mittwoch, „Die Braut von Meſſinas
Donnerstag „Jphigenie auf Tauris“. Jn der am Freitag ſtatt-
findenden Erſtauffübrung des Luſtſpiels „Meine Frau, die Hof-
ſchauſpielerin“ von Möller und Sachs ſind unter der Spielleitung
von Adalbert Kriwat beſchäftigt die Damen Hartmann, Troeger,
Grawi, Michael, die Herren Rehbach, Förſter, Eckhardt, Trott,
Friedrich, Kühn, Schreiber, Pahl und Monato.

Ueber die Mitwirkung von Mitgliedern des Stadttheaters bei
Wohltätigkeits-Aufführungen wird uns von Herrn Direktor Sachſe
geſchrieben: Die vielfoche Jnanſpruchnohme der Mitglieder des
Stadttheaters zu Mitwirkungen bei Wohltätigkeits- und ähnlichen
Veranſtaltungen veranlaßt mich, darauf hinzuweiſen, daß ich Ur-
laub nur auf Grund einer von dem Vorſitzenden des wirt'chaft
lichen Verbandes vortragender Künſtler, Herrn Rechtsanwalt Dr.
Gaze, Brüderſtraße 13, ausgeſtellten Beſcheinigung gewähre und
Anträge auf Mitwirkung nicht an mich, ſondern an die genannte
Stelle zu richten ſind, welche das weitere veranlaßt.

Das Programm des valerländiſchen Unkerhollungsabends, den der
Halleſche Hausfrauenbund am 1. März in den Thaliaſälen
veranſtaltet, hat noch eine wer! olle Bereicherung dadurch erfuhren, daß
ein von Eliſ. Poſtler für den Abend beſonders verfaßtes Eingangs-
gedicht von Frl. Käthe Weber geſprochen wird. Außerdem hoet die
Garniſonverwaltung das ſchon rühmlichſt hervorgetretene Militär
Streichquartett der Herren Knoche, Bunke, Spädke, Tiedt für den Abend
zur Verfügung geſtellt, das einige Sätze aus Boccharini, Haydn und Mo
zart bringen wird.

Aus der Provinz.
Der Rhein Wefer--Elbe-Kanal.

Der Ausſchuß zur Förderung dieſes Kanals war dieſer Tage
in Hannover beiſammen, um zur Fortſetzung des Mittelland- Kanals
Stellung zu nehmen. Erſchienen waren über 100 Vertreter von
Städten, Handelskammern, induſtriellen Werken, vorwiegend Mittel
deutſchlands, aber auch aus dem rheiniſch weſtfäliſchen Jnduſtrie
bezirk, den Hanſaftädten und Berlin.

Nach längeren Darlegungen von Sachverſtändigen
folgende Reſolution einſtimmig angenommen:

1. Die am 25. Februar 1918 tagende Generalverſammlung
s Ausſchuſſes zur Förderung des Rhein--Weſer--Elbe-Kanals

vereinigt ſich in der Ueberzeugung, daß die Fortführung des Mittel
landkanals zur Elbe und zum Anſchluß an die öſtlichen Waſſer-
ſtraßen einem dringenden wirtſchaftlichen und militäriſchen Jnter-
eſſe entſpricht, und daß dieſe Fortführung des Mittellandkanals
vor allen anderen Kanalplänen den Vorzug verdient.

2. Die Veneralverſammlung ſpricht die dringende Bitte aus,
daß die Königl. Staatsregierung ohne Verzug an die Durchführung
der erforderlichen Vorarbeiten herangehen und bald möglichſt die
Ausführung des. Planes in die Wege leiten möge.

3. Die Generalverſammlung befürwortet eine Linienführung,
welche Peine und Braunſchweig berührt, Hildesheim durch einen
Stichkonal anſchließt, den Uebergang über die Elbe zum Anſchluß
nach dem Oſten ermöglicht, eine günſtige Verbindung mit dem
Magdeburger Hafen eraibt und den Anſchluß der Kaliinduſtrie in
der Umgegend von Staßfurt ſowie des Braunkohlenbezirks geſtattet.
Dabei erſcheint die Ausführung von Talſperrenanlagen im Harz-
gebiete ſowohl für die Speiſung des Kanals wie zur Verbeſſerung
des Niedrigwaſſers der Sträme als auch zur Förderung von Landes-
kulturintereſſen verſchiedener Art wünſchenswert.

4. Die Generalverſammlung hält die von Herrn Profeſſor
Franzius vorgeſchlaggne Linie einerſeits wegen günſtiger Befriedi-
gung der dargelegten Bedingungen, anderſeits in Anbetracht der
Baukoſten für die am meiſten empfehlenswerte.

Die Gründung eines anhaltiſchen Gemeindetages
wurde in einer Verſammlung der Bürgermeiſter und Gemeinde
vorſteher der kleineren Städte und Landgemeinden des Herzogtums
Anhalt beſchloſſen die in Bernburg unter Leitung des Bürger
meiſters Steiger (Güſten) ſtattfand.

Bereits bei der letzetn Tagung des Städteverbandes Sackſen

wurde

Anhalt in Magdeburg war unter den ankaltiſchen Bürgermeiſtern
die Abſicht erwogen worden, aus dieſem Verband auszuſcheiden und
eine eigene Vereinigung zu gründen. Nunmehr wurde ein geſchäfts-
führender Ausſchuß gewählt, der die vorbereitenden Arbeiten für
den erſten, in Güſten abzuhaltenden Gemeindetag übernehmen ſoll.
Jhm gehören an die wer Steiger (Güſten), nep (Rofß
lau), Schmidt rege und Rewa (Hecklingen), ie Stadt
verordnetenvorſteher Kluge (Roßlau). Die Verſammlung beſchäftigte
ſich weiterhin mit der Frage der Ueberweiſung von Lebensmitteln
an die Gemeinden. Man beſchloß, das Landesernährungßamt
bitten, in ſeinem Beirat auch zwei Vertreter der kleineren Stä
aufzunehmen. Hierfür wurden vorgeſchlagen die Bürgermeiſter
Donnep (Roßlau) und Knochenhauer (Sandersleben). Stadkrat
Markgraf (Roßlau) ſprach eingehend über kriegswirtſchaftliche Maß
nahmen und entfeſſelte damit eine ſehr eingehende Ausſprache Auch
über die Frage des Kleinwohnungsbaues nach dem Kriege wurde
ausführlich verhandelt, ohne daß es zu einem Beſchluß kam.

Merſeburg. Städtiſche Knochen und Wurſtbräühe,
Der Verkauf der Knochen- und Wurſtbrühe, die aus der ſtädtiſchen
Wurſterei anfällt, iſt der Firma Friederike Vogel, Roßmarkt 17,

übertragen. Die Abgade der Knochendrühe erfolgt Dienstags und
nachmittags von 5 Uhr an zum Preiſe von 15 Pf. für

das Liter, 8 Pf. für ein halbes Liter. Wurſtbrühe wird am Freitag
von 9 Uhr an abgegeben zum Preiſe von 6 Pf. für das Liter. Die
Abgabe erfolgt nur gegen Vorlegung des Lebensmittelheftes. Auf

ottor den Kopf der Bevölkerung kann höchſtens ein halbes Liter von jeder
Sorte abgegeben werden.

Geſtohlen wurden nachts im Grundſtück Clobicauer
Straße 10 eine Anzahl Hühner und Kaninchen. Die Diebe waren
von der Tei aus in das Grundſtück eingedrungen. Sie
blieben unermittelt.

Merſebueg. Die hieſige Stadtbrauerei hat an die Reichs-
regierung und. die geſetzgebenden Körperſchaften des Reichs das Erſuchen
gerichtet, von der Umwandlung der Praumalzſteuer in eine Fabrikat-
ſteuer Abſtand zu nehmen.

Weißenfels. Die nächſte Auszahlung der Unter-
r ungsbeträge an die Angehörigen der m Heeresdienſt Ein-erufenen findet bei den bisherigen Zohlſtetten n folgender Ordnung

tatt:w Stadtſteuerkaſſe Stadthauptkaſſe
(Rathaus Nr. 4): Rathaus Nr. 65):
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10 1 D, F, tWeißenfels. Reformeifer. Vom hieſigen Uhrmacher Georg
Lisk ſind dem Reichstage Vorſchläge zur Reform der Reichsſteuern
unterbreitet worden. Der Haushaltausſchuß wird ſich mit ihnen be
ſchäftigen. Da jedoch dieſer Ausſchuß nicht jede ihm zugeſchriebene Pe-
tition einzeln behandelt, wie es der Petitionsausſchuß tut, ſondern ihre
Geſamtheit durch einen Referenten gemeinſam bearbeiten läßt, werden
die Einzelheiten der Liskſchen Vorſchläge kaum zur Kenntnis des Ple-
nums gelangen.

Weißenfels. Verlängerte Geſchäftszeit. Vom
1. März an dürfen offene Verkaufsſtellen Wertktags während der
Zeit von 8 Uhr vormittags bis 6 Uhr nachmittags und Mittwochd
und Sonnabends bis 7 Uhr nachmittags für den Verkehr ge
öffnet ſein.

Grtrunken iſt vor einigen Tagen in der Saale der
214 Jahre alte Karl Jans, der Sohn einer Witwe aus der Leipziger
Straße. Dieſer Knabe hatte ſich in Begleitung eines anderen
Kindes in die Bürgerſchule begeben, um ſeine Geſchwiſter abzu
holen. Da die Schule noch nicht beendet war, gingen die Kinder
durch den Schulhof ans Ufer der Saale und ſpielten dort, wobei der
Knabe ins Waſſer fiel und ertrank, Die Leiche wurde nach einiger
Zeit geborgen.

Zeitz. Verſchüttet. Der Steiger Delitzſch aus Roſitz und
der Heuer Wulither aus Zſchernitzſch wurden am Sonnabend, kurz
nach Beginn der Nachtſchicht, auf der Grube 145 der Roſitzer Braun
kohlen-Aktien- Geſellſchaft durch hereinbrechende Kohlen-, Sand-
und Tonmaſſen verſchüttet. Bei den Aufräumungsarbeiten konnten
beide nur als Leichen geborgen werden.

Zeitz. Die Kuszahlung der Unterſtützungen an
die Angehörigen der im Felde ſtehenden Krieger erfolgt auf die
Zeit vom 1. bis 15. März im Zimmer Nr. 38 des Rathauſes Freitag,
1. März, vormittags von 8-1134 Uhr, die Zahlkarten Nr. 1-1200,
nachmittags von 3--5 Uhr, die Zahlkarten Nr. 1201--2000, Sonn-
abend, 2. März, vormittags von 8--1114 Uhr, die Zahlkarten Nr.
2001-3200, nachmittags von 3-5 Uhr, die Zahlkarten Nr. 3201
bis 4000, Montag, 4. März, vormittags von 8--1134 Uhr, die
Zahlkarten Nr. 4001--4800, nachmittags von 3--5 Uhr, die Zahl-
karten über Nr. 4800.

Halleſche Kriegsverluſte.
vBPreußiſche Verluſtliſte Nr. 1060: Denkewitz, Bruno, 18. 12. ver

mißt; Dietze, Max, Gefr., 13. 12. vermißt; Bennewitz, Willi, Utffz.,
5. 3. lecicht verw. Heſſe, Richard, 26. 1., vermißt; Jhle, Paul,
24. 7. vermißt; Meißner, Otto, Gefr., 8. 12. bisher verw., geſtorben;
Meyer VII, Otto, 15. 9. vermißt.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1061e Blumenthal, Franz, 20. 10.
leicht verw.

Sächſiſche Verluſtliſte Nr. 484: Kloß, Friedrich Hermann, 28. 7.
geſtorben 17. 8. 17. inf, Krankheit; Käſtner, Hans Paul Max, 22. T.
in Gefgſch. Frongoch (Wegis Lützelau).

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1062: May, Friedrich Kurt, 30. 9.
bish. vermißt, in Gefgſchf. (A. N.); Otto, Georg, San.Utffz.,
29. 9. leicht verw. Schoch, Hans, Gefr., 29. 7. bish. vermißt, in
Gefgſch. (A. N.); Stöſſel, Willy, 28. 7. bisher vermißt, in Gefgſch.
(A. N.); Werner, Kurt, 2. 4. geſtorben inf. Krankheit.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1063: BVichtler, Otto, Gefr., 7. 6.
durch Unfall leicht verletzt; Hallupp, Max, Gefr., 2. 4. bish. verw.
a vermißt, gerichtlich für tot erklärt; Unger, Friedrich, 21. 5.
eicht verw.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1064: Adler, Paul, 8. 11. ſchw.
verw. Breitlich, Adolf, 23. 4. gefallen; Heyn, Paul, 17. 9. bish.
vermißt, lt. priv. Mittlg. in Gefgſch.; Jecht, Kurt, 18. 12. geſtorben
an ſeinen h

Preußiſche Verluſtliſie Nr. 1065: Berbich, Hermann, 22. 4. bish.
vermißt, lt. priv. Mittlg. in Gefſgſch.; Habermann, Walter, Utffz.

3. leicht verw.; Mohr, Rudolf, 11. 0. bish. vermißt, in Gefgſch.;Starke, Hermann, gen. Schwarz Ntffz., S. 3. geſtorben inf. Krank

heit; Voigt, Willi, 4. 11. leicht verw.
Kaiſerliche Marine Verluſtliſte Nr. 138: Knöpke, Hermann,

Mtr., bish. zurückgeh., krgf. A.; Kuhlemann, Paul B., Mtr., bish.
55 grrä eh. Schweiz; Stutzer, Willy, Mtr., bish. zurückgeh.
rgef. A.

Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1067: Glze, Rudolf, Offsz.Stellv.
29. 3. ſchw. verw. Heſſe, Theodor, Gefr., 15. 12. bish. vermißt,
gem. gefallen 9. 4. 17.
Preußiſche Verluſtliſte Nr. 1068: Meißner, Guftav, Gfr., 25. 5.

er rn It. priv, Mittlg. in Gefgſch.; Noack, Max, 16. 11. ver
e 3. 16.Freußiſche Verluſtliſte Nr. 1069: Vogel, Paul, 27. 5. nicht in
weſehe, ſondern vermißt 12. 10. 14.

reußiſche Verluſtliſte Nr. 1070: Meyer VII, Otto, 15. 8. bish.
vermißt, im Lazz.; Schindler, Karl, 19, 4. leicht verw.
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